% Landeshauptstadt
Mainz

Einladung

zur Sitzung des Ortsbeirates Mainz-Bretzenheim am
Mittwoch, 02.09.2026, 19.00 Uhr,
Interims-Ortsverwaltung (Rhh-Spk), BahnstraRe 8-12, 55128 Mainz

Tagesordnung

a) offentlich

1. Ortsbeirat hort zu
hier: Nachbarn Fireinander e.V. und Vereinsring Mainz-Bretzenheim e.V.

Antrage

2. Einwohnerfragestunde
Anfragen

3. Verkehrssicherheit in Mainz-Bretzenheim (CDU)
Vorlage: 1239/2026

4, Weitere Vorgehensweise und Zeitplan zum , Alten Rathaus“ (CDU)
Vorlage: 1335/2026

5. Moglichkeiten zur Einrichtung eines ,Pumptracks” in Mainz-Bretzenheim (CDU)
Vorlage: 1337/2026

6. Sachstand Wilhelm-Quetsch StraRe (GRUNE)
Vorlage: 1359/2026

7. Anfragen aus vorherigen Sitzungen
7.1. Malnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit an der Haltestelle
St. Bernhard/Hans-Bockler-StraRRe (CDU)
Vorlage: 0030/2026
7.2. Sachstand Altes Feuerwehrhaus (Griine, SPD)
Vorlage: 0446/2026
7.3. Bekampfung von Ratten und Ungeziefer in Mainz-Bretzenheim (CDU)
Vorlage: 0686/2026
7.4. MalBnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit an der Kreuzung
Albert-Stohr-StraBe mit AlbanusstraBe und HochstraRRe (CDU)
Vorlage: 0688/2026
Buslinien Rheinhessen Sparkasse Information zur

BauhofstraBe/Landesmuseum: 6 | 28 | 62| 64| 65|68 |78]79]93 IBAN: DE48 5535 0010 1800 0003 31 Verwendung lhrer Daten:
Neubrunnenplatz/Romerpassage: 6 | 64| 65|78 Swift-Bic. MALADE51WOR www.mainz.de/dsgvo



7.5.

7.6.

7.7.

7.8.

7.9.

7.10.

7.11.

Digitaler gemeinsamer Speicher fir den Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim (CDU)
Vorlage: 0924/2026

Aufwertung des Spielplatzes am Josef-Traxel-Weg (CDU)

Vorlage: 0925/2026

Errichtung (iberdachter Haltestellen: ,,Gutenberg-Center Ost“ (CDU)
Vorlage: 0926/2026

Ausbreitung des ,Gotterbaums” (Ailanthus altissima) in Bretzenheim (CDU)
Vorlage: 0936/2026

Bretzenheimer Ampelmannchen (GRUNE)

Vorlage: 0938/2026

Gehwegbefahrung Draiser StralRe (SPD)

Vorlage: 0942/2026

erg. Antwort auf Anfrage 0022/2026 der GRUNEN

8. Sachstandsberichte

8.1. Sachstandsbericht zu Antrag 0912/2025 (Linke, Griine, FW) aus dem
Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim; hier: Barrierefreie Ortsverwaltung
Vorlage: 1200/2026

8.2. Erg. Sachstandsbericht zu Antrag 0150/2025 der FW im OBR
Mz.-Bretzenheim

9. Beschlussvorlagen

9.1. Grundstilicksangelegenheit;
Vorlage: 1157/2026

9.2. Grundstiicksangelegenheit;

Vorlage: 1234/2026

10. Mitteilungen und Verschiedenes

10.1.
10.2.
10.3.
10.4.

Rickmeldung der Verwaltung

Beschlussvorlage Radnetz Mainz

Sitzungstermine 2027

Rickmeldung der Verwaltung zur Hans-Bockler-StraRRe

11. Stadtteilmittel

b) nicht 6ffentlich

12. Bau- und Grundstiicksangelegenheiten

13. Mitteilungen und Verschiedenes

Mainz, 26.08.2026

gez. Manfred Lippold
Ortsvorsteher
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Anfrage der CDU-Ortsbeiratsfraktion Mainz-Bretzenheim
zur Sitzung des Ortsbeirates Mainz-Bretzenheim am 02.09.2026

Verkehrssicherheit in Mainz-Bretzenheim - Zeitplan fiir die Uberpriifung der
Strafdenbeleuchtung und Erneuerung von Fahrbahnmarkierungen

Die CDU-Fraktion im Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim bittet die Verwaltung um Auskunft zu
folgendem Sachverhalt:
Anfrage:

1) Wann ist vorgesehen, die Strafdenbeleuchtung im gesamten Ortsbezirk Mainz-
Bretzenheim auf ihre Funktionsfihigkeit und ausreichende Ausleuchtung zu

tiberpriifen?
2) Wann ist vorgesehen, samtliche Fahrbahnmarkierungen im Ortsbezirk -
insbesondere Fufsgiangeriiberwege, Haltelinien, Fahrstreifen- und

Radwegmarkierungen sowie sonstige sicherheitsrelevante Markierungen - auf
ihren Erhaltungszustand zu tiberpriifen?

3) Bis zu welchem Zeitpunkt sollen festgestellte Mdngel an der Strafenbeleuchtung
sowie erforderliche Erneuerungen oder Auffrischungen der Fahrbahnmarkierungen
im gesamten Ortsbezirk Mainz-Bretzenheim abgearbeitet sein?

4) Kann die Verwaltung dem Ortsbeirat einen Zeitplan mit den vorgesehenen
Priifterminen, den Priorititen sowie dem geplanten Abschluss der erforderlichen
Instandsetzungs- und Erneuerungsmafinahmen fiir den Ortsbezirk Mainz-
Bretzenheim mitteilen?

Begriindung:

Mit Beginn der dunkleren Jahreszeit gewinnen eine funktionierende Strafienbeleuchtung
sowie gut erkennbare Fahrbahnmarkierungen erheblich an Bedeutung fiir die
Verkehrssicherheit. Eine friihzeitige Uberpriifung und Beseitigung méglicher Mangel tragen
dazu bei, die Sicherheit aller Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer -
insbesondere von Fufdgidngern, Radfahrern sowie Kindern und &lteren Menschen - zu
erhohen.

Der Ortsbeirat hélt es fiir wichtig, dass die notwendigen Kontrollen und gegebenenfalls
erforderlichen Instandsetzungsmafinahmen rechtzeitig vor der Herbst- und Wintersaison
abgeschlossen werden. Ein transparenter Zeitplan ermoglicht es dem Ortsbeirat, den
Fortgang der Mafinahmen nachzuvollziehen und die Biirgerinnen und Biirger iiber den
geplanten Ablauf zu informieren.

Mainz, 07.08.2026

Gez. Thomas Kling
CDU-Ortsbeiratsfraktion Mainz-Bretzenheim
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Anfrage der CDU-Ortsbeiratsfraktion Mainz-Bretzenheim
zur Sitzung des Ortsbeirates Mainz-Bretzenheim am 02.09.2026

Weitere Vorgehensweise und Zeitplan zum , Alten Rathaus*

Die CDU-Fraktion im Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim bittet die Verwaltung um Auskunft zu
folgendem Sachverhalt:

Anfrage:

1) Gibt es einen Projektplan zu den weiteren Arbeiten am ,Alten Rathaus“ in
Bretzenheim?

2) Wenn ja, gehen aus diesem Projektplan die weiteren Schritte bis zur
voraussichtlichen Wiedernutzbarmachung des , Alten Rathaus” verbindlich hervor?

3) Wie verbindlich ist dieser Projektplan, sowohl hinsichtlich der geplanten Zeiten als
auch der zu erwartenden Kosten?

4) Sind die fiir die weiteren Arbeiten am , Alten Rathaus” bendtigten Finanzmittel in
den Haushaltsprozessen der Stadt Mainz beriicksichtigt?

5) Enthalt der Projektplan die Bewertung von moglicherweise auftretenden Risiken?

6) Sieht sich die Verwaltung in der Lage, diesen Projektplan mit dem Ortsbeirat von
Mainz-Bretzenheim zu teilen?

7) Sollte ein solcher Projektplan nicht existieren, bis wann kann die Verwaltung einen
solchen Plan erstellen und dem Ortsbeirat von Mainz-Bretzenheim zugénglich
machen?

Begriindung:

Das ,Alte Rathaus” gehort sozusagen zur DNA des Stadtteils Bretzenheim, es ist Bestandteil
des kulturellen Erbes. Es vermittelt den Biirgerinnen und Biirgern ein hohes Maf$ an
Identifikation mit ,ihrem Stadtteil” und steht immer wieder im Mittelpunkt von Gesprachen,
Diskussionen sowie Anfragen zu seiner Zukunft. Es ist wichtig, dass die Biirgerinnen und
Biirger Klarheit und Perspektive iiber den weiteren Verlauf der Arbeiten sowie deren
voraussichtlichen Abschluss bekommen. Dieses berechtigte Informationsbediirfnis gewinnt
dadurch zusatzliches Gewicht, dass die fiir den Februar dieses Jahres angekiindigten
Arbeiten nicht angelaufen sind.

Mainz, 19.08.2026

Gez. Ulrich Link
CDU-Ortsbeiratsfraktion Mainz-Bretzenheim
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Anfrage der CDU-Ortsbeiratsfraktion Mainz-Bretzenheim
zur Sitzung des Ortsbeirates Mainz-Bretzenheim am 02.09.2026

Moglichkeiten zur Einrichtung eines ,Pumptracks” in Mainz-Bretzenheim

Die CDU-Fraktion im Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim bittet die Verwaltung um Auskunft zu
folgendem Sachverhalt:

Anfrage:

1) Liegt ein Ergebnis der Prifung zur Einrichtung eines Pumptracks in Mainz-
Bretzenheim vor, ausgehend von einer Initiative aus dem Kreis der Biirger unseres
Stadtteils gegeniiber dem damaligen Biirgermeister Beck in 20207

2) Wurde gepriift, ob es in unserem Stadtteil einen geeigneten Standort fiir einen
solchen Parcours gibt?

3) Wenn ja, zu welchem Ergebnis ist die Priifung gekommen?

4) Sollte eine solche Priifung noch nicht durchgefiihrt worden sein, wann kann eine
solche Priifung erfolgen?

5) Liegen aus anderen Stadtteilen bereits Erfahrungen iiber die Durchfiihrbarkeit
sowie die zu erwartenden Kosten vor?

6) Welche Fordermittel aus unterschiedlichen Quellen gibt es fiir Projekte dieser Art?

7) Ware eine vollstdndige oder teilweise Finanzierung aus Spenden méglich?

Begriindung:

Das Angebot attraktiver Freizeitmoglichkeiten fiir alle Altersgruppen gehoért zu den
wichtigen kommunalen Aufgaben. Dabei kommt Sportstitten und Angeboten zu
korperlichen Aktivitdten eine besondere Bedeutung zu, nicht zuletzt vor der Diskussion um
das Ausmaf’ der Nutzung sog. ,Sozialer Medien" - bis hin zu starker Abhangigkeit bei jungen
Menschen.

Pumptracks bieten genau diese Moglichkeiten: Rundkurse mit Wellen und Kurven, die von
Radfahrern, Skateboardern oder Inlineskatern alleine durch Gewichtsverlagerungen
befahren werden. Ein solcher Parcours ware eine echte Innovation im Freizeitangebot des
Stadtteils Bretzenheim, mit einer hohen Anziehungskraft fiir eine breite Zielgruppe.

Mainz, 19.08.2026

Gez. Ulrich Link
CDU-Ortsbeiratsfraktion Mainz-Bretzenheim
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BUNDNIS 90
DIE GRUNEN

MAINZ-BRETZENHEIM

Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim

OBR-Sitzung 02.09.2026

Anfrage Sachstand Wilhelm-Quetsch Strafde

Im Beschluss 1268/2019 hat der Ortsbeirat Bretzenheim eine Entsiegelung und
okologische Umgestaltung der Wilhelm-Quetsch Strafie beschlossen. In der Antwort zur
Anfrage Nr. 0676/2023 hat die Verwaltung das letzte Mal dem Ortsbeirat einen
Sachstand mitgeteilt.

Wir fragen die Verwaltung:

1. Wie ist der aktuelle Sachstand bei Planungen bei der Entsiegelung und okologischen
Umgestaltung der Wilhelm-Quetsch-Strafie?

2. Welche Optionen sieht die Verwaltung - Stand jetzt — bei der okologischen
Umgestaltung der Wilhelm-Quetsch-Strafse nach der Entsiegelung?

3. Wie ist der weitere Zeitplan bei der Entsiegelung und 0kologischen Umgestaltung der
Wilhelm-Quetsch-Strafie?

Franziska Richter

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN im Ortsbeirat Bretzenheim
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Mainz

Antwort zur Anfrage Nr. 0030/2026 der CDU im Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim betreffend
Mafinahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit an der Haltestelle St. Bernhard/Hans-
Bockler-Straf3e (CDU)

Die Anfrage wird wie folgt beantwortet:
Die CDU-Fraktion bittet daher um Auskunft,

1) ob und wann die Verwaltung Mafinahmen zur besseren Erkennbarkeit der gednderten Ver-
kehrsfiihrung (z. B. Pflasterung, Markierungen oder sonstige bauliche bzw. verkehrsrechtliche
Verbesserungen im Bereich der Hans-Bdckler-Straf3e) plant oder priift,

Die Verwaltung plant derzeit keine konkreten MaRnahmen zur besseren Erkennbarkeit der ge-
anderten Verkehrsfiihrung in der Hans-Bockler-Straf3e.

Eine zusatzliche Beschilderung ist weder fiir nicht benutzungspflichtige Radwege vorgesehen
noch fiir den Hinweis auf Mischverkehr, da dieser nach den geltenden Regelwerken den Regel-
fall darstellt.

2) wie die Verwaltung die Verkehrssicherheit angesichts schnell fahrender Radfahrender be-
wertet und

Die Hans-Bockler-StraBBe ist als Tempo-30-Strafe ausgewiesen. Die dort vorhandenen Radwe-
ge sind nicht benutzungspflichtig, sodass Radfahrer:innen entsprechend der bundesweit gel-
tenden Rechtslage wahlen kénnen, ob sie den Radweg oder die Fahrbahn nutzen.

Die gemeinsame Fiihrung von Kraftfahrzeug- und Radverkehr auf der Fahrbahn entspricht ins-
besondere in Tempo-30-Bereichen dem fachlichen und verkehrsrechtlichen Regelfall. Hinter-
grund ist insbesondere die Verkehrssicherheit: Unfallanalysen zeigen seit vielen Jahren, dass
innerdrtliche Konflikte zwischen Kraftfahrzeug- und Radverkehr hdaufig an Einmiindungen, Zu-
fahrten und Knotenpunkten entstehen, insbhesondere beim Abbiegen. Ursache hierfiir sind
oftmals eingeschrdankte Sichtbeziehungen sowie Fehleinschdtzungen der Geschwindigkeit von
Radfahrer:innen, wenn diese seitlich versetzt auf straBenbegleitenden Radwegen gefiihrt wer-
den.

Die Fiihrung des Radverkehrs auf der Fahrbahn verbessert demgegeniiber regelmafiig die
Sichtbarkeit und Wahrnehmbarkeit des Radverkehrs im unmittelbaren Blickfeld des Kraftfahr-
zeugverkehrs. Dadurch konnen insbesondere Abbiegekonflikte reduziert werden. Dies gilt
auch fiir ziigiger fahrenden Radverkehr, da dieser auf der Fahrbahn besserin den allgemeinen
Verkehrsablauf integriert und fiir andere Verkehrsteilnehmer:innen friihzeitiger erkennbar ist.
Vor diesem Hintergrund bewertet die Verwaltung die Moglichkeit der Fahrbahnnutzung aus-
driicklich als verkehrssichere und fachlich sinnvolle Filhrungsform.



3) ob bei Handballspielen der TSG Bretzenheim hdufigere Kontrollen der Verkehrsiiberwa-
chung sowie eine stéirkere Nutzung des IGS-Parkplatzes vorgesehen sind bzw. ob auf die TSG
entsprechend eingewirkt wird.

Nein, es sind keine stdarkeren Kontrollen bei Handballspielen der TSG Bretzenheim geplant, da
dem Verkehrsiiberwachungsamt keine Spielplidne mit etwaigen Uhrzeiten, Ortlichkeiten etc. vor-
liegen, die in die Personal- und Einsatzsteuerung einflie3en.

Dariiber hinaus werden nur sicherheitsrelevante Fufiballspiele und Gro3veranstaltungen bei er-
wartetem hohem Besuchs- und Verkehrsaufkommen, beispielsweise bei Bundesligaspielen von
Mainz 05 oder DFB-Pokalspielen in der MEWA Arena oder im Bruchwegstadion, in der Personal-
und Einsatzplanung beriicksichtigt.

Bretzenheim ist ansonsten fest im Uberwachungskonzept der "Mainzer Vororte" integriert und
wird an verschiedenen Tagen und Uhrzeiten im Rahmen der zur Verfligung stehenden Personal-
ressourcen iberwacht. Zu der Nutzung des IGS-Parkplatzes und der Einwirkung auf die TSG kon-
nen seitens der Verwaltung keine Aussagen getroffen werden.

Mainz, 10. Juni 2026

gez. Steinkriiger

Janina Steinkriiger
Beigeordnete
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Mainz

Antwort zur Anfrage Nr. 0686/2026 der CDU im Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim betreffend
Bekdampfung von Ratten und Ungeziefer in Mainz-Bretzenheim (CDU)

Die Anfrage wird wie folgt beantwortet:

1. Wie stellt sich die aktuelle Situation hinsichtlich Rattenbefalls und anderem Ungeziefer im
Stadtteil Mainz-Bretzenheim dar?

In diesem Jahr sind lediglich zwei Meldungen liber einen moglichen Rattenbefall in Mainz-
Bretzenheim eingegangen. Es ist daher davon auszugehen, dass derzeit kein akutes Ratten-
problem besteht.

Meldungen liber einen Rattenbefall aus dem Kanal liegen dem Wirtschaftsbetrieb Mainz ver-
einzelt iber das Jahr verteilt in allen Stadtteilen vor. In Mainz-Bretzenheim waren es im Jahr
2025 fiinf Meldungen mit wirksamer Bekdampfung und 2026 bislang zwei Meldungen

2. Welche konkreten MaBnahmen ergreift die Stadt Mainz derzeit zur Bekdmpfung?

Flir Privatgrundstiicke ist das Ordnungsamt (OA) zustdndig. Entsprechende MaRnahmen (Ver-
pflichtung des Eigentiimers zur Beauftragung eines Schadlingsbekampfers) werden angeord-
net; bei Bedarf kann auch eine Ersatzvornahme erfolgen.

Bei positiver Sichtung und Nachweis im Kanal bekdampft der Wirtschaftsbetrieb Mainz aktiv
durch Auslegen von Giftkddern die Nagetierpopulation.

3. Welche praventiven Mainahmen werden umgesetzt, um eine weitere Ausbreitung friihzeitig
zu verhindern?

Der Wirtschaftsbetrieb Mainz darf nur bei Rattensichtung aktiv werden.

Praventiv darf keine Bekampfung durchgefiihrt und Gift ausgelegt werden.

Dariiber hinaus informiert der Wirtschaftsbetrieb Mainz die Biirger/innen unter anderem auf
seiner Homepage www.wirtschaftsbetrieb.mainz.de rund um das Thema Rattenbekdampfung.



http://www.wirtschaftsbetrieb.mainz.de/

4. In welchen Bereichen des Stadtteils bestehen nach Kenntnis der Verwaltung besondere
Problemlagen?

Dem Ordnungsamt sind derzeit keine besonderen Problemlagen bekannt.

Dem Wirtschaftsbetrieb Mainz AR sind keine Schwerpunkte im Stadtgebiet Mainz hinsichtlich
eines Rattenbefalls aus dem Kanal bekannt.

5. Halt die Verwaltung die bisherigen MaBnahmen fiir ausreichend, und wenn ja, warum?
Durch die angeordneten MaRnahmen wird die jeweilige Gefahrenquelle beseitigt, so dass eine
weitere Verbreitung ausgeschlossen bzw. zumindest deutlich minimiert wird.

Mainz, 06.07.2026

gez. Steinkriiger

Janina Steinkriiger
Beigeordnete
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Mainz

Antwort zur Anfrage Nr. 0688/2026 der CDU im Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim betreffend
Mafinahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit an der Kreuzung Albert-Stohr-Straf3e mit
Albanusstrafle und Hochstrafle (CDU)

Die Anfrage wird wie folgt beantwortet:

1. Hat die Verwaltung gepriift, welche Mafsinahmen ergriffen werden kénnen, um die
Sicherheit der am Verkehr Beteiligten an der Kreuzung der Albert-Stohr-Straf3e mit der
Albanusstrafie und der Hochstraf3e in Mainz-Bretzenheim zu verbessern?

2. Falls eine entsprechende Priifung bereits erfolgt ist, bitten wir um Darstellung der
Ergebnisse sowie der mafigeblichen Griinde fiir oder gegen eine Umsetzung der
identifizierten Mafinahmen.

3. Insbesondere bitten wir um eine Aussage, welche der Mafinahmen zeitnah umgesetzt
werden kénnen.

4. Sofern bislang keine Priifung stattgefunden hat, bitten wir um Mitteilung, ob und zu
welchem Zeitpunkt eine solche Priifung vorgesehen ist.

Am 19.05.2026 fand gemeinsam mit dem Ortsvorsteher, Biirger:innen sowie Vertreter:innen
der Verwaltung ein Ortstermin statt, um die Verkehrssituation im Bereich der Albert-Stohr-
StraBe, Albanusstrafie, Hochstraf’e und Bebelstrafie zu bewerten.

Im Ergebnis wurde festgestellt, dass die bestehende Vorfahrtsregelung im Bereich der Bebel-
strafie fiir Verkehrsteilnehmende nicht ausreichend deutlich wahrnehmbar ist. Insbesondere
zum Schutz der bergab fahrenden Radfahrer:innen soll die Vorfahrtsregelung daher klarer her-
vorgehoben werden.

Hierzu wird das vorhandene Verkehrszeichen 205 (,Vorfahrt gewdhren*) durch das Verkehrs-
zeichen 206 (,Halt. Vorfahrt gewdahren®) ersetzt. Die vorhandenen Wartelinien auf der roten
Schlamme werden entfernt, da diese den Eindruck einer Rechts-vor-Links-Regelung vermitteln
konnen. Die Markierungen werden entsprechend {iberarbeitet und durch einen Haltebalken in
der Bebelstrale ergdnzt. Dariiber hinaus wird die Beschilderung an den angrenzenden Kno-
tenpunkten entsprechend angepasst.

Im Bereich der Albanusstrae wurde beobachtet, dass sich ausfahrende Fahrzeuge haufig zu
weit mittig aufstellen. Dies ist unter anderem auf die derzeitige Markierungssituation sowie auf
regelwidrig abgestellte Fahrzeuge zuriickzufiihren. In der Folge miissen vorfahrtsberechtigte
Fahrzeuge teilweise warten, wodurch uniibersichtliche Verkehrssituationen entstehen kdonnen.
Zur Verbesserung der Verkehrsfiihrung sollen die vorhandenen Grenzmarkierungen entfernt



und durch einen Fahrbahnteiler ersetzt werden. Hierdurch wird die Aufstellposition der ausfah-
renden Fahrzeuge eindeutig vorgegeben und die Verkehrssicherheit erhoht.

Dariiber hinaus wird die Einrichtung einer Querungshilfe im Bereich der Albanusstrafie gepriift,
um die Querungsmaoglichkeiten fiir den FuBverkehr weiter zu verbessern.

Ein Verkehrsspiegel wurde zwischenzeitlich bereits im Bereich der Bebelstrafe angebracht.
Der zuvor vorhandene Spiegel an der Albanusstrafie diente urspriinglich der Verbesserung der
Sichtverhdltnisse aufgrund damals vorhandener Parkstande, die mittlerweile entfallen sind.
Die Situation wurde daher erneut bewertet und entsprechend beriicksichtigt.

Mainz, 06. Juli 2026

gez. Steinkriiger

Janina Steinkriiger
Beigeordnete
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Mainz

Antwort zur Anfrage Nr. 0924/2026 der CDU im Ortsbeirat betreffend Digitaler
gemeinsamer Speicher fiir den Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim (CDU)

Die Anfrage wird wie folgt beantwortet:

1. Besteht seitens der Stadt Mainz die Moglichkeit, dem Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim einen
gemeinsamen digitalen Speicher (z. B. Cloudlésung oder stadtische Plattform) zur Verfi-
gung zu stellen, auf den die Mitglieder des Ortsbeirats zugreifen kénnen?

2. Welche technischen und datenschutzrechtlichen Voraussetzungen wiren hierfiir zu erftl-
len?

3. Welche bestehenden Losungen oder Plattformen nutzt die Stadtverwaltung bereits, die fiir
eine solche Nutzung durch den Ortsbeirat geeignet waren?

4. Welche Kosten wiirden der Stadt durch die Bereitstellung und den Betrieb eines solchen
gemeinsamen Speichers entstehen?

5. Halt die Verwaltung die Einrichtung eines solchen zentralen Speicherplatzes fir geeignet,
um die Kommunikation und den Informationsaustausch zwischen Ortsbeirat und Verwal-
tung effizienter zu gestalten und doppelte oder vermeidbare Anfragen zu reduzieren?

Fir die digitale Bereitstellung von Sitzungsunterlagen, Beschlussvorlagen und weiteren gremi-
enrelevanten Informationen steht den Ortsbeiratsmitgliedern bereits das Ratsinformationssys-
tem der Stadt zur Verfiigung. Damit ist der Informationsaustausch zwischen Verwaltung und
Ortsbeirat im Rahmen der kommunalen Gremienarbeit bereits digital gewihrleistet. Weiterer
Informationsaustausch erfolgt tiber die Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher.

Die Einrichtung eines gemeinsamen digitalen Speichers wire nicht auf die blo3e Bereitstellung
von Speicherplatz beschrinkt. Vielmehr wiirde hierdurch eine digitale Kollaborationsplattform
geschaffen, deren Betrieb mit erheblichen organisatorischen, datenschutzrechtlichen und in-
formationssicherheitsrechtlichen Anforderungen verbunden ware. Insbesondere wire zu be-
ricksichtigen, dass auf einer solchen Plattform personenbezogene Daten, Eingaben von Biir-
gerinnen und Burgern sowie gegebenenfalls nichtoffentliche Unterlagen gespeichert werden
konnten.

Die Stadt misste daher Regelungen zur datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeit, zur Vergabe
und Entziehung von Zugriffsrechten, zur Einhaltung von Losch- und Aufbewahrungsfristen
sowie zur Behandlung méglicher Datenschutzverletzungen treffen.

Dartber hinaus wire sicherzustellen, dass vertrauliche oder nichtoffentliche Informationen
ausschlief3lich berechtigten Personen zuginglich sind.

Dies erfordert eine dauerhafte Benutzer- und Rechteverwaltung, insbesondere bei Verinderun-
gen in der Zusammensetzung der Ortsbeirite.

Auch die Anforderungen der Informationssicherheit, wie etwa Authentifizierung, Zugriffs-
schutz, Datensicherung, Protokollierung und technischer Support, wiirden einen fortlaufenden
personellen und organisatorischen Aufwand verursachen.

Hinzu kommt, dass eine Bereitstellung einer solchen Infrastruktur fiir einen einzelnen Ortsbei-
rat aus Grunden der Gleichbehandlung grundsatzlich auch Auswirkungen auf andere Ortsbei-



rite hitte und damit einen deutlich groBeren organisatorischen und finanziellen Umfang an-
nehmen konnte.
Die Einrichtung einer weiteren digitalen Plattform ist nicht vorgesehen.

Mainz, 4. August 2026
In Vertretung

gez.
Daniel Kobler
Blirgermeister
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Antwort zur Anfrage Nr. 0925/2026 der CDU im Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim betreffend
Aufwertung des Spielplatzes am Josef-Traxel-Weg (CDU)

Die Anfrage wird wie folgt beantwortet:

1. Ist eine Aufwertung bzw. Weiterentwicklung des Spielplatzes am Josef-Traxel-Weg

geplant?

2. Wurde bereits gepriift, den FufSweg durch den Spielplatz zu befestigen, um die
Nutzung auch bei schlechter Witterung zu verbessern?

3. Falls ja, wann ist mit einer Umsetzung entsprechender MafSnahmen zu rechnen?

4. Falls nein, aus welchen Griinden wurde bislang von einer Befestigung der Wege
oder einer Aufwertung des Spielplatzes abgesehen?

5. Wurde gepriift, zusdtzliche Sitzgelegenheiten in Form von Sitzbénken auf dem Spiel-
platz zu schaffen, insbesondere fiir Kinder und Familien (z. B. Eltern mit

Kinderwagen, Schwangere oder Begleitpersonen)?

6. Falls ja, wann ist mit einer Umsetzung entsprechender Maf3inahmen zu rechnen?

7. Falls nein, aus welchen Griinden wurde bislang von der Aufstellung zusdtzlicher
Sitzbdinke abgesehen?

Ein besonderer Handlungsbedarf, im Hinblick auf die Beschaffenheit der Wegeflachen sowie
die Sitzgelegenheiten auf dem Kinderspielplatz Josef-Traxel-Weg, ist der Verwaltung bislang
nicht bekannt. Derzeit sind dort keine MaRnahmen geplant.

Da die zur Verfiigung stehenden Haushaltsmittel sowie die vorhandenen personellen Kapazita-
ten nicht ausreichen, alle sanierungs- und entwicklungsbediirftigen Spiel- und Freizeitflachen
zeitnah zu iiberplanen, erfolgt die Auswahl moglicher Masnahmen im Rahmen einer gesamt-
stadtischen Priorisierung. Hierbei werden insbesondere demografische Faktoren, die Versor-
gungssituation im Umfeld, insbesondere vorhandene alternative Spiel- und Aufenthaltsange-
bote, weitere laufende Mafsnahmen sowie der jeweilige Kostenrahmen beriicksichtigt. Ob und
wann eine Uberplanung bzw. Weiterentwicklung des Kinderspielplatzes am Josef-Traxel-Weg
erfolgen wird, kann derzeit nicht beurteilt werden.

Die Mafinahmenliste fiir das Folgejahr wird regelmafiig am Anfang eines Kalenderjahres in Ko-
operation der betroffenen Fachdmter erstellt und anschlie’end den zustandigen Gremien, dem
Jugendhilfeausschuss und dem Ausschuss fiir Umwelt, Griin und Energie, zur Beratung und
Beschlussfassung vorgelegt. Welche Projekte letztlich beriicksichtigt werden kénnen, ist erst
absehbar, wenn alle Bedarfe bekannt sind und alle Projekte im Hinblick auf ihre Dringlichkeit
untereinander verglichen werden.

Mainz, 08.06.2026
gez. Steinkriiger

Janina Steinkriiger
Beigeordnete
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Antwort zur Anfrage Nr. 0926/2026 der CDU im Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim betreffend
Errichtung liberdachter Haltestellen: ,,Gutenberg-Center Ost*

Die Anfrage wird wie folgt beantwortet:

1. Ist der Verwaltung die derzeitige Situation an der Haltestelle ,,Gutenberg-Center Ost“ be-
kannt, insbesondere das Fehlen (iberdachter Wartebereiche in beiden Fahrtrichtungen?

Der Stadtverwaltung sind die bauliche Situation sowie die Ausstattung der Haltestelle ,,Guten-
berg-Center Ost“ bekannt.

2. Welche Mdglichkeiten sieht die Verwaltung, auf die Mainzer Verkehrsgesellschaft (MVG) ein-
zuwirken, um die Errichtung iiberdachter Haltestellenhduschen an diesem Standort zu ver-
anlassen?

Die Stadtverwaltung hat im Rahmen der Neuvergabe der AuRenwerberechtskonzession einen
Vertrag mit der Firma DSM Stroer geschlossen, in dem festgelegt ist, dass Wartehallen an Bus-
haltestellen durch DSM Stroer errichtet und unterhalten werden. Samtliche Wartehallen an
Bushaltestellen, die sich zuvor im Eigentum der Mainzer Verkehrsgesellschaft (MVG) befan-
den, wurden an DSM Stréer {ibertragen. Die MVG hat somit lediglich an Stra’enbahnhaltestel-
len Einfluss auf die Errichtung von Wartehallen.

3. Hat es hierzu bereits Gesprdche oder Abstimmungen zwischen der Stadt Mainz und der MVG
gegeben? Falls ja, mit welchem Ergebnis?

Es wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen.

4. Welche Voraussetzungen (z.B. Fldchenverfiigbarkeit, Genehmigungen, Finanzierung) miis
sen effiillt sein, damit entsprechende Haltestellenhduschen errichtet werden kénnen?

Neben dem Fahrgastaufkommen sowie der Bedeutung der durch die Haltestelle erschlossenen
Ziele ist die Flachenverfiigbarkeit die wesentliche Voraussetzung fiir die Errichtung einer War-
tehalle. Das Fundament einer Wartehalle bendtigt eine Grundflache von etwa zehn Quadratme-
tern. Dariiber hinaus sind die erforderlichen Mindestdurchgangsbreiten zwischen Wartehalle
und Fahrbahnrand einzuhalten. An der Haltestelle ,,Gutenberg-Center Ost“ kénnen diese An-
forderungen inshesondere aufgrund der Benutzungspflicht des Gehwegs durch den Radver-
kehr derzeit nicht erfiillt werden.



5. Welche Prioritdt misst die Verwaltung der Ausstattung stark frequentierter Haltestellen mit
Witterungsschutz im Stadtgebiet bei?

Die Priorisierung der Ausstattung von Haltestellen mit Witterungsschutz sowie ihres barriere-
freien Ausbaus richtet sich in erster Linie nach den Ein- und Ausstiegszahlen sowie der Bedeu-
tung der durch die jeweilige Haltestelle erschlossenen Ziele. Fiir die Haltestelle ,,Gutenberg-
Center Ost“ ergibt sich somit eine hohe Prioritat. Dennoch kann aufgrund des hohen planeri-
schen und finanziellen Aufwands ein kurzfristiger Ausbau der Haltestelle nicht in Aussicht ge-
stellt werden.

Mainz, 09. Juli 2026
gez. Steinkriiger

Janina Steinkriiger
Beigeordnete
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Antwort zur Anfrage Nr. 0936/2026 der CDU im Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim betreffend
Ausbreitung des ,,G6tterbaums,, (Ailanthus altissima) in Bretzenheim (CDU)

Die Anfrage wird wie folgt beantwortet:

1) Haben die zustindigen Stellen der Stadt Schritte unternommen, die Verbreitung des sog.
Gotterbaumes (Ailanthus altissima) im Stadtgebiet von Bretzenheim (z. B. kartographisch)
zu erfassen?

2) Wenn nicht, sind solche Schritte geplant?

3) Sind Maf3inahmen zur Information der Biirger geplant, um die Bevélkerung auf die Geféhr-
lichkeit des Baumes hinzuweisen?

4) Sind MaBnahmen zur Beseitigung vorhandenen Bestandes und zur Einddmmung der Ver-
breitung des Baumes geplant?

5) In welchem Zeitfenster kbnnen gegebenenfalls die unter den Punkten 2) bis 4) ange-
fragten Ma3nahmen veranlasst werden?

Es liegen Daten aus einer Masterarbeit aus 2024 vor, die die stadtweite Ausbreitung des
Gotterbaumes untersucht hat. Es liegen somit ausreichende und umfangreiche Daten vor.
Der Gotterbaum (Ailanthus altissima) ist gemafs Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 als invasive
gebietsfremde Art eingestuft. Aufgrund den Vorgaben dieser Verordnung ergibt sich insbeson-
dere Handlungsbedarf aus seinen Auswirkungen auf naturschutzfachlich wertvolle Bereiche.
Eine besondere Gefahrdung der Bevilkerung besteht nach aktuellem Kenntnisstand nicht.
An besonders sensiblen Standorten, wie beispielsweise Schutzgebieten, erfolgen gezielte
Mafinahmen zur Einddammung und Zuriickdrangung der Art. Die entsprechenden Arbeiten an
den relevanten Standorten wurden bereits eingeleitet. Eine stadtweite Eindammung ist auf-
grund des bereits bestehenden Ausmafes nicht umsetzbar und bleibt daher, entsprechend
den Verpflichtungen aus der EU-Verordnung insbesondere auf Schutzgebiete ausgerichtet.

Mainz, 08.06.2026
gez. Steinkriiger

Janina Steinkriiger
Beigeordnete
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Antwort zur Anfrage Nr. 0938/2026 der BUNDNIS 90/DIE GRUNEN im Ortsbeirat Mainz-
Bretzenheim betreffend Bretzenheimer Ampelménnchen (GRUNE)

Die Anfrage wird wie folgt beantwortet:

Ist es moglich, an einigen stark genutzten Fuf3gdngerampeln in Mainz-Bretzenheim das klassi-
sche Ampelmdnnchen durch ein Ampelmdnnchen mit einer Brezel in der Hand zu ersetzen?

Wenn dies médglich ist: Wie ist hier vorzugehen und wie unterstiitzt die Stadt Mainz den Stadt-
teil Bretzenheim bei der Umsetzung?

Die Landeshauptstadt Mainz hat sich bereits vor mehreren Jahren intensiv mit der Gestaltung
von Signalbildern an Lichtzeichenanlagen beschaftigt und bundesweit eine Vorreiterrolle bei
der Einfiihrung alternativer Signalbilder fiir den Fuf3verkehr eingenommen. Als erste Kommune
in Deutschland wurden in Mainz angepasste Mainzelmdannchen-Signalgeber im 6ffentlichen
StraBBenraum umgesetzt. Der damaligen Einfiihrung ging ein umfangreicher fachlicher, techni-
scher und rechtlicher Abstimmungsprozess voraus. Hintergrund war insbesondere, dass sei-
tens des zustandigen Verkehrsministeriums zundchst erhebliche Zweifel hinsichtlich der Ver-
einbarkeit mit den bundesrechtlichen Vorgaben sowie den Anforderungen an die Verkehrssi-
cherheit bestanden.

Rechtsgrundlage fiir Lichtzeichenanlagen ist insbesondere § 37 StraBenverkehrsordnung
(StVO). Dort ist geregelt, dass Lichtzeichen fiir den FuBBverkehr durch das Sinnbild ,,FuBganger
dargestellt werden. Ergdnzend konkretisiert die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Straf3en-
verkehrs-Ordnung (VwV-StVO) zu § 37 StVO die Anforderungen an die Darstellung der Signal-
bilder. Danach muss ,,das rote Sinnbild einen stehenden, das griine einen schreitenden Fuf3-
gdnger zeigen“. Dariiber hinaus enthalten die ,,Richtlinien fiir Lichtsignalanlagen“ (RiLSA) als
bundesweit anerkanntes technisches Regelwerk detaillierte Vorgaben zur Gestaltung, Erkenn-
barkeit und technischen Ausfiihrung von Signalgebern. Diese Regelwerke dienen unmittelbar
der Gewdhrleistung der Verkehrssicherheit und der eindeutigen Verstandlichkeit von Lichtsig-
nalen.

Gerade die Eindeutigkeit der Signalwirkung ist hierbei von zentraler Bedeutung. Lichtzeichen-
anlagen stellen rechtlich Allgemeinverfiigungen dar und miissen daher so gestaltet sein, dass
Verkehrsteilnehmer deren Aussage unmittelbar und zweifelsfrei erkennen kdnnen. Die Einfiih-
rung der Mainzelmannchen in Mainz war daher nur moglich, weil die Figuren unter Beibehal-
tung der wesentlichen verkehrstechnischen Grundformen entwickelt wurden und weiterhin
eindeutig als stehende beziehungsweise schreitende Figur erkennbar bleiben.

Aus verkehrstechnischer Sicht sind der gestalterischen Ausfiihrung enge Grenzen gesetzt. Die
dargestellten Figuren entstehen innerhalb der Signalgeber durch sogenannte Streuscheiben
beziehungsweise Schablonen. Dabei miissen Mindestanforderungen an Erkennbarkeit und



Verstandlichkeit, Lichtstarke und Lichtverteilung, Kontrastwirkung, Gréf3e und Proportion der
Figur sowie die Wahrnehmbarkeit bei unterschiedlichen Witterungs- und Lichtverhaltnissen
eingehalten werden.

Die Verwaltung weist zudem darauf hin, dass die Stadt Mainz mit den bereits eingefiihrten
Mainzelmannchen eine einheitliche und stadtweit wiedererkennbare Losung etabliert hat. Die-
se stellt bereits eine bewusste und fachlich begriindete Abweichung von den bundeseinheitli-
chen Standards dar und war seinerzeit mit erheblichem Abstimmungsaufwand verbunden. Im
Mainzer Lichtsignalanlagennetz werden mittlerweile drei unterschiedliche Signalbilder ver-
wendet (Standard-Fugangersinnbild, Mainzelm&nnchen, Diversitdts-Signalbilder).

Eine dariiber hinausgehende weitere Differenzierung nach einzelnen Stadtteilen ist aus Sicht
der Verwaltung jedoch weder vorgesehen noch fachlich sinnvoll. Lichtzeichenanlagen erfiillen
eine hoheitliche Verkehrsregelungsfunktion und miissen stadtweit eindeutig und unmittelbar
verstandlich bleiben. Die Entwicklung weiterer stadtteilspezifischer Signalfiguren wiirde zu
einer zunehmenden Vielfalt unterschiedlicher Darstellungen fiihren, ohne dass hierdurch ein
verkehrlicher Mehrwert entsteht. Neben den genannten verkehrstechnischen und sicherheits-
relevanten Aspekten sprechen hierfiir auch Griinde der Einheitlichkeit, Standardisierung, War-
tung und Ersatzteilhaltung innerhalb des stadtischen Lichtsignalanlagennetzes.

Mainz, 16. Juni 2026

gez. Steinkriiger

Janina Steinkriiger
Beigeordnete
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Antwort zur Anfrage Nr. 0942/2026 der SPD im Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim betreffend Geh-
wegbefahrung Draiser Straf3e (SPD)

Die Anfrage wird wie folgt beantwortet:

1. Ist der Verwaltung die beschriebene Problematik bekannt?

2. Falls ja: Welche Mafsnahmen oder Handlungsoptionen wurden bislang gepriift und mit wel-
chem Ergebnis?

3. Falls nein: Welche Maf3nahmen beabsichtigt die Verwaltung zu priifen oder umzusetzen, um
die Verkehrssicherheit fiir alle Verkehrsteilnehmer:innen, insbesondere Fufigédnger:innen in
diesem Bereich zu verbessern?

Die geschilderte Problematik war der Verwaltung bislang nicht bekannt. Nach Uberpriifung der
Ortlichkeit wurde jedoch festgestellt, dass die Einfiihrung eines alternierenden Parkens geeig-
net wdre, die beschriebene Situation zu entscharfen.

Die Verwaltung hat bereits eine erste Planskizze fiir die Einflihrung eines alternierenden Par-
kens in der Draiser Straf3e erstellt. Nach deren vollstandiger Ausarbeitung kann sie dem Orts-
vorsteher zur Kenntnis tibermittelt werden. Im Zuge der Umsetzung wiirden in einem vertretba-
ren Umfang Stellpldtze entfallen. Dieser Eingriff wird jedoch im Interesse der Verkehrssicher-
heit als angemessen und erforderlich angesehen. Eine alternative Losung, die das bestehende
Problem in vergleichbarer Weise beheben kdnnte, wird derzeit nicht gesehen.

Mainz, 09.07.2026
gez. Steinkriiger

Janina Steinkriiger
Beigeordnete
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Stadtverwaltung Mainz | Dezernat IV | Postfach 3620 | 55026 Mainz Dezernat fiir Soziales, Kinder,
: ' Jugend und Gesundheit
Herrn Ortsvorsteher Postfach 3630
Manfred Lippold 55026 Mainz
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Jo-Hauptamt Mainz, den 24.06.2026

Sachstandsbericht zu der Vorlage 0022/2026 ,,PV-Anlagen auf 6ffentlichen Gebduden®;
hier: Antwort auf Nachfrage

Sehr geehrter Herr Lippold, Q,\ébu; Y K A,

bezugnehmend auf die Nachfrage aus dem Ortsbeirat vom 17.04.2026, méchte ich Thnen folgendes
mitteilen:

Die Wohnbau Mainz verfolgt die Installation von Photovoltaikanlagen auf ihren Bestandsgebauden
weitethin konsequent und berticksichtigt diese MalBnahmen fortlaufend im Rahmen von
Dachsanierungen sowie Modernisierungsprojekten. In diesem Zuge werden PV-Anlagen schrittweise
dort umgesetzt, wo die technischen und wirtschaftlichen Voraussetzungen gegeben sind.

Eine isolierte Montage von Aufdach-Photovoltaikanlagen auf bestehenden Mehrfamilienhausern
wirde derzeit im Geschosswohnungsbau tberwiegend dazu fithren, dass die erzeugte Energie lediglich
als Einspeisestrom genutzt werden kann. Fiir eine direkte Versorgung der Mieter:innen wiren in den
Bestandsobjekten zusitzliche Anpassungen der Mess- und Zahlerinfrastruktur (Metering) erfordetlich.

Diese Voraussetzungen sind insbesondere vor dem Hintergrund des noch nicht flichendeckend
abgeschlossenen Smart-Meter-Rollouts derzeit vielerorts noch nicht gegeben.

Dartber hinaus schreibt die Wohnbau Mainz die Stromlieferung fir den Allgemeinstrom ihrer
Liegenschaften europaweit aus. Hierdurch konnten bereits langfristig sehr wirtschaftliche Konditionen
gesichert werden, die bis zum Jahr 2028 zu giinstigen Strompreisen fiir die Mieter:innen beitragen. Vor
diesem Hintergrund werden PV-Projekte weiterhin sorgfaltig unter technischen, wirtschaftlichen und
regulatorischen  Gesichtspunkten geprift und im Zuge anstehender Sanierungs- und
ModernisierungsmalBnahmen sukzessive realisiert.

Ich bitte Sie, den Ortsbeirat entsprechend zu informieren.

JanaSchmoller
Bé'ei eordnete

\

X

Buslinien Rheinhessen Sparkasse ' Information zur Verwendung
Hauptbahnhof: 6|9 50|51 52|53 |54|55|56|57|58]|59]60]| IBAN: DE48 5535 0010 1800 0003 31 Ihrer Daten:
62(63|67|68|69(75|76|79|80|81]90(|9192|93|650(652|660 | Swift-Bic. MALADE5 1WOR www.mainz.de/dsgvo
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Beschlussvorlage fiir Ausschiisse

Drucksache Nr.
offentlich 1200/2026
Amt/Aktenzeichen Datum TOP
vill/ 05.08.2026

Behandlung in der Verwaltungsbesprechung am ---

Beratungsfolge Gremium Zustdndigkeit Datum Status
Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim Kenntnisnahme 02.09.2026 )
Betreff:

Sachstandsbericht zu Antrag 0912/2025 (Linke, Griine, FW) aus dem Ortsbeirat Mainz-
Bretzenheim;
hier: Barrierefreie Ortsverwaltung

Mainz, 06.08.2026

gez.
Ludwig Holle
Beigeordneter

Es handelt sich um ein von der Stadt Mainz angemietetes Gebiude. Bauliche Anderungen an
der Immobilie bediirfen der Zustimmung des Gebaudeeigentiimers.

Das zustandige Amt fur Wirtschaft und Liegenschaften konnte nun eine Genehmigung der
erbetenen Malinahmen zur Anbringung einer Klingel und einer entsprechenden Beschilde-
rung fiir die Nutzung des bereits vorhandenen barrierefreien Zugangs der Ortlichkeit errei-
chen. Der Auftrag zur Umsetzung dieser MaRnahme ist inzwischen an die Gebaudewirtschaft
Mainz (GWM) ergangen. Die GWM wird so schnell wie moglich die Umsetzung ausfihren.
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Antwort zum Auszug aus der Niederschrift iiber die Sitzung des Ortsbeirates Mainz-
Bretzenheim am 29.04.2026

Punkt 11.2 Sachstandsbericht zu Antrag 0150/2025 Freie Wahler Ortsbeirat Mainz-
Bretzenheim
hier: Priifantrag zur Verkehrssituation an der Haifa-Allee
Vorlage: 0679/2026

Nach Kenntnisnahme des Sachstandsberichts des Dezernates V vom 24.04.2026 zeigen
sich die Freien Wiéhler nicht sonderlich erfreut iiber die Riickmeldung der Verwaltung.
Auch der Vorsitzende bewertet den Zustand dort als nicht gut, aber man miisse die Fer-
tigstellung abwarten. Man bittet um Mitteilung, wann nach Einschédtzung der Verwaltung
ungefdhr mit belastbaren Ergebnissen zu rechnen sei.

Die Frage wird wie folgt beantwortet:
Die Verwaltung verweist auf ihre Stellungnahme vom 24.04.2026.

Wie dort dargestellt, bestehen derzeit noch verschiedene offene Fragestellungen hin-
sichtlich der zukiinftigen Ausgestaltung des Stralenraums, der Querungssituation sowie
des-abschlieBenden StraBenausbaus. Zudem kann aufgrund der aktuellen Haushaltslage
gegenwairtig keine belastbare Aussage zum Zeitpunkt eines moglichen Baubeginns ge-
troffen werden.

Vor diesem Hintergrund ist derzeit auch keine belastbare Prognose mdglich, wann kon-
krete Ergebnisse oder Entscheidungen vorliegen werden. Die Verwaltung wird den Orts-
beirat unaufgefordert informieren, sobald neue Erkenntnisse oder belastbare Planungs-
grundlagen vorliegen.

r
Mainz, © .Juli2026

Jani nléf"Ste‘i.n-I%ru ger

Beigeordnete
v
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Beschlussvorlage Mainz
Drucksache Nr.
offentlich 1157/2026
Amt/Aktenzeichen Datum TOP
80/23 Bre 04 1/06 22.07.2026

Behandlung im Stadtvorstand gem. § 58 (3) S. 2i.V.m. 47 (1) S. 2 Nr. 1 GemO am 25.08.2026

Beratungsfolge Gremium Zustandigkeit Datum Status
Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim Anhdrung 02.09.2026 o)
Wirtschaftsausschuss Vorberatung 03.09.2026 o)
Stadtrat Entscheidung 09.09.2026 o)
Betreff:

Grundstiicksangelegenheit;
Ergdnzung zur Beschlussvorlage 0760/2025 "Bestellung eines Erbbaurechtes zugunsten des
Vereins fiir Korper- und Mehrfachbehinderte Mainz e.V."

Mainz, 17.08.2026 Mainz, 17.08.2026
gez. gez.

Manuela Matz Jana Schmoller
Beigeordnete Beigeordnete
Mainz,

Nino Haase

Oberbiirgermeister

Beschlussvorschlag:

Der Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim und der Wirtschaftsausschuss empfehlen, der Stadtrat beschliel3t,
die mit Beschluss vom 03.09.2025, Beschlussvorlage 0760/2025 zugelassene Nutzung des Erbbau-
grundstlicks als Kindertagesstatte um die Nutzung durch die Perle Persénliche Lebensgestaltung
Mainz gGmbH zur Erbringung erganzender sozialen Leistungen fliir Menschen mit Behinderung sowie
deren Angehorige zu erweitern. Die Nutzung wird als Bestandteil des gemeinnttzigen Gesamtkonzep-
tes des Vereines fir Koérper- und Mehrfachbehinderte Mainz e. V. anerkannt und hinsichtlich der Be-
messung des Erbbauzinses der Nutzung als Kindertagesstatte gleichgestellt.



Fiir das gesamte Erbbaugrundstiick wird daher weiterhin der bereits beschlossene Erbbauzinssatz
von 2 % angewendet. Dies gilt nur, solange die Nutzung gemeinnutzigen und sozialen Zwecken dient.
Bei einer wesentlichen Nutzungsanderung ist der Erbbauzins zu liberpriifen und gegebenenfalls an-
zupassen.

Im Ubrigen bleibt die Beschlussfassung vom 03.09.2025 unverindert bestehen.
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Sachverhalt
1. Sachverhalt:

Mit Beschlussfassung vom 03.09.2025 wurde die Verwaltung erméachtigt, mit dem Verein flir Kérper-
und Mehrfachbehinderte Mainz e. V. einen Erbbaurechtsvertrag (iber das Grundstiick Gemarkung
Bretzenheim, Flur 4, Nr. 487/2, abzuschlieRen. Die damalige Beschlussfassung bezog sich ausschlieRR-
lich auf die Nutzung des Grundstlicks als Kindertagesstatte.

Im Zuge der weiteren Vertragsvorbereitung wurde die seit dem Jahr 2011 auf dem Erbbaugrundstiick
bestehende erganzende Nutzung nochmals geprift. Diese Nutzung durch die Perle Personliche Le-
bensgestaltung Mainz gGmbH war von der bisherigen Beschlussfassung nicht ausdriicklich umfasst
und soll nun erganzend in den Erbbaurechtsvertrag aufgenommen werden.

Die Einrichtung wird durch eine als gemeinniitzig anerkannte Gesellschaft mit beschrankter Haftung
(gGmbH) betrieben, deren alleinige Gesellschafterin der Verein fiir Kérper- und Mehrfachbehinderte
Mainz e. V. ist. Sie verfolgt ausschlieRlich gemeinnitzige und wohltatige Zwecke und erganzt das be-
stehende Angebot der integrativen Kindertagesstatte um weitere Unterstitzungs- und Teilhabeange-
bote fliir Menschen mit Behinderung sowie deren Angehorige.

Von insgesamt rund 1.605 m? entfallen rund 1.319 m? (82%) auf die durch den Verein betriebene
Kindertagesstatte und rund 232 m? (15%) auf die ergdanzende soziale Einrichtung. Die verbleibenden
Flachen von rund 54 m? (3%) werden als Allgemeinflachen gemeinschaftlich genutzt und kénnen da-
her keinem der beiden Nutzungen eindeutig zugeordnet werden.

Die erganzenden Angebote erfiillen einen mit dem Betrieb der integrativen Kindertagesstatte ver-
gleichbaren sozialen Auftrag. Der vom Verein und der gGmbH betreute Personenkreis ist in besonde-
ren MalSen schutzbedirftig. Flr einzelne Leistungsangebote bestehen im Stadtgebiet Mainz und der
naheren Umgebung teilweise kein vergleichbares Angebot anderer Trager. Der Verein ist zudem seit
vielen Jahren ein verlasslicher Kooperationspartner der Stadt Mainz im Bereich Jugend- und Sozialhil-
fe.

Nach derzeitigem Kenntnisstand liegt keine gewerbliche Nutzung vor. Die erganzende Einrichtung
stellt vielmehr einen Bestandteil des gemeinniitzigen Gesamtkonzeptes des Vereins dar und steht im
Einklang mit der Zweckbestimmung des Grundstlcks als Gemeinbedarfsflache.

Fir die Uber die Kindertagesstatte hinausgehende Nutzung durch die gGmbH kdnnte grundsatzlich
ein hoherer Erbbauzinssatz festgesetzt werden. Aufgrund des vergleichbaren sozialen und gemein-
nitzigen Nutzungszwecks wird vorgeschlagen, diese Nutzung bei der Bemessung des Erbbauzinses
der Nutzung als Kindertagesstatte gleichzustellen und fiir das gesamte Erbbaugrundstiick weiterhin
den bereits beschlossenen Erbbauzinssatz von 2 % anzuwenden. Dies gilt, solange die Nutzung wei-
terhin gemeinnitzigen und sozialen Zwecken dient.

2. Losung:

Die in der Beschlussvorlage 0760/2025 vorgesehene Bestellung des Erbbaurechts bleibt unverandert
bestehen. Die erganzende Bewertung der Grundstiicksnutzung bestatigt, dass die Voraussetzungen
fiir die Anwendung des vorgesehenen Erbbauzinses weiterhin vorliegen. Fiir das gesamte Erbbau-
grundstlick wird weiterhin ein Erbbauzinssatz von 2 % angewendet.
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3. Alternativen:

Die Nutzung der bestehenden Einrichtung Perle Personliche Lebensgestaltung Mainz gGmbH wird
nicht als der Kindertagesstatte zuzuordnende soziale Nutzung bewertet. Flr den auf diese Nutzung
entfallenden Grundstiicksanteil ware ein von dem fiir Kindertagesstatten geltenden Erbbauzins ab-
weichender, hoherer Erbbauzins festzusetzen.

Finanzierung
4. Finanzierung:

Ausgaben: Keine
Einnahmen: Keine
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Landeshauptstadt
Beschlussvorlage Mainz
Drucksache Nr.
offentlich 1234/2026
Amt/Aktenzeichen Datum TOP
80/23 Bre 09 1/26 13.08.2026

Behandlung im Stadtvorstand gem. § 58 (3) S. 2i.V.m. 47 (1) S. 2 Nr. 1 GemO am 25.08.2026

Beratungsfolge Gremium Zustandigkeit Datum Status
Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim Anhdrung 02.09.2026 o)
Wirtschaftsausschuss Vorberatung 03.09.2026 o)
Stadtrat Entscheidung 09.09.2026 o)
Betreff:

Grundstiicksangelegenheit;
Gestattungsvertrag Hundefreilaufflaiche zwischen der Stadt Mainz und dem Verein Hundewiesen
Mainz e.V.

Mainz, 19.08.2026

gez.
Manuela Matz
Beigeordnete

Anlage:
-Lageplan
-Nutzungskonzept

Mainz,

Nino Haase
Oberbiirgermeister

Beschlussvorschlag:

Der Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim und der Wirtschaftsausschuss empfehlen, der Stadtrat beschliel3t,
mit dem Verein Hundewiesen Mainz e.V. einen Gestattungsvertrag Gber das Grundstiick Gemarkung
Bretzenheim, Flur 9, Nr. 1217 zur Nutzung und Betrieb als Hundespielwiese abzuschlielRen.

Der Gestattungsvertrag ist unter Bericksichtigung der nachfolgenden wesentlichen Vertragsinhalte
abzuschlieRen:



- Die Flache wird dem Verein zur Errichtung, Betreuung und Unterhaltung einer Hundefreilaufflache
Uberlassen.

- Die Hundefreilauffliche steht neben den Vereinsmitgliedern auch der Offentlichkeit unentgeltlich
zur Verfligung, soweit die Betreuung durch den Verein gewahrleistet ist.

- Die Errichtung, laufende Unterhaltung, Pflege und Betreuung der Hundefreilaufflache sowie die
Verkehrssicherungspflichten werden vom Verein ibernommen.

- Das Gestattungsentgelt betragt 55,00 EUR jahrlich.

- Die Gestattung erfolgt auf unbestimmte Zeit. Der Vertrag kann von beiden Vertragsparteien mit
einer Frist von drei Monaten zum Quartalsende gekiindigt werden.

Es gelten im Ubrigen die allgemein {iblichen Vertragsbedingungen der Stadt Mainz.
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Sachverhalt
1. Sachverhalt:

Mit Beschluss des Stadtrates vom 03.09.2025 wurde die Verwaltung beauftragt, geeignete stadtische
Flachen fiir die Einrichtung einer Hundefreilauffliche zu priifen und einen Verein fiir die Ubernahme
der Tragerschaft und Betreuung zu gewinnen.

Im Rahmen der Prifung wurde die Flache Gemarkung Bretzenheim, Flur 9, Nr. 1217 als geeigneter
Standort identifiziert. Gleichzeitig konnte mit dem Verein Hundewiesen Mainz e.V. ein gemeinniitzi-
ger Verein als Trager gefunden werden, der bereit ist, die Hundefreilaufflache zu errichten, zu betrei-
ben und zu betreuen. Grundlage hierfiir ist das dem Gestattungsvertrag als Anlage beigefligte derzei-
tige Nutzungskonzept.

Zur Umsetzung des Stadtratsbeschlusses wurde ein Gestattungsvertrag erarbeitet. Dieser regelt ins-
besondere die Nutzung der stadtischen Flache, die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien, die
Verkehrssicherungs- und Unterhaltungspflichten sowie die Vertragsdauer und die Kiindigungsmog-
lichkeiten. Investitionen tragt der Verein.

Die Nutzung der Flache erfolgt im 6ffentlichen Interesse. Eine ausschlieRliche Nutzung durch den
Verein oder dessen Mitglieder ist nicht vorgesehen. Die Hundefreilaufflache soll bei Anwesenheit
bzw. unter Betreuung des Vereins auch der Allgemeinheit unentgeltlich zur Verfiigung stehen.

Die laufende Unterhaltung und Bewirtschaftung der Flache erfolgt durch den Verein auf eigene Kos-
ten.

Das jahrliche Gestattungsentgelt betragt 55,00 EUR. Bei der Bemessung wurde der fiir landwirtschaft-
lich genutzte Flachen tbliche Pachtzins als Orientierungswert herangezogen. Dariiber hinaus wurden
bei der Festsetzung des Gestattungsentgelts die mit der vorgesehenen Nutzung verbundenen beson-
deren Rahmenbedingungen beriicksichtigt. Hierzu zahlen insbesondere die Gemeinnutzigkeit des
Vereins, die unentgeltliche Nutzungsmoglichkeit fir die Allgemeinheit sowie die vom Verein Uber-
nommenen Aufgaben fir die Unterhaltung und Bewirtschaftung der Flache. Aufgrund dieser Rah-
menbedingungen wird hinsichtlich der Hohe des Gestattungsentgeltes von der sonst lblichen Rege-
lung bei der Uberlassung stadtischer Flichen an Vereine abgewichen.

2. Losung:

Dem Abschluss des als Anlage beigefligten Gestattungsvertrages wird zugestimmt.

3. Alternativen:

Auf den Abschluss des Gestattungsvertrages wird verzichtet. Eine Umsetzung des Stadtratsbeschlus-
ses zur Errichtung einer Hundefreilaufflaiche ware in diesem Fall nicht moglich.

Finanzierung
4. Ausgaben/Finanzierung:

Seite 3 von 4



a) Einmalige Ausgaben:

b) Laufende Ausgaben einschl. Folgekosten

(z.B. Sach- und Personalkosten, Schuldendienst):

Einnahmen: 55,00 EUR jahrlich

(PSP-Element:
Sachkonto:)

Finanzielle Auswirkungen zu 2. und 3.

keine

keine
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Landeshauptstadt
Mainz

Druckansicht Thema der Karte:
- Mapbender -

Bretzenheim Flur 9, Nr.
Mafstab 1: 1472
Date: 15.06.2026
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Verbffentlichungen oder Weitergabe an Dritte nur mit Zustimmung des ausfertigenden Amtes
Basiskarte: Liegenschaftskarte der Katasterverwaltung, OpenStreetMap-Mitwirkende
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Konzept

Hundewiese Mainz
fiir die Stadt Mainz

1. Ziel des Projekts

Der Verein verfolgt das Ziel:

- eine sichere, gepflegte und sozial vertragliche Hundewiese fiir
Hundehalterinnen und Hundehalter bereitzustellen.

Die Hundewiese soll:

- Freilauf und Bewegung fiir Hunde ermé6glichen

- soziale Begegnungen férdern

- verantwortungsvolle Hundehaltung unterstiitzen

- Konflikte zwischen Hundehaltern und anderen Nutzern 6ffentlicher
Fldchen reduzieren

- einen Beitrag zum Gemeinwohl und zur Tierfreundlichkeit leisten

- Austausch zwischen Hundehalter und nicht Hundehalter

2. Zukuinftige Planung des Hundewiese

1.  Es soll eine stabile Umzdunung, mindestens 1,80 m hoch, mit
doppelter Eingangsschleuse geben.

2.  Des weiteren ist geplant verschieden Sitzmoéglichkeiten zur
Verfiigung zu stellen. Dies soll iiber gespendete oder angeschaffte
Gartenmobel geschehen. Sollte dies auch tiber Spenden moglich sein
und genehmigt, auch feste Sitzmoglichkeiten.

3.  Schattenbereiche sollen zur Verfiigung gestellt werden iiber
gespendete oder angeschaffte Sonnenschirme oder Sonnensegel.
Sollte es liber Spenden moglich sein und genehmigt, auch durch
eine Baumpflanzung.

4.  Weiteres Ziel ist es eine Wasserversorgung sicher zu stellen, wie auch
ein Kotbeutelspender und Abfallbehélter bereitzustellen.



10.

11.

Soweit die Moglichkeit besteht, soll die Hundewiese in zwei bis drei
Teile aufgeteilt werden. Die Aufteilung erfolgt {iber den Verein.

Die Teile werden in drei Farben aufgeteilt:

Griin: fir alle sozialvertragliche Hunde

Gelb: fiir Hunde die nicht in einem groflen Rudel, eher mit einer
kleineren Gruppe klar kommen

Rot: fiir Hunde die nicht sozial vertraglich sind und doch auch das
Recht haben frei laufen zu diirfen

Auch soll es einen kleinen Bereich geben mit Spiel- und
Agilitygerdten.

Fiir die Hunde sollen verschiedene Untergriinde bereitgestellt
werden, z.B. Sandecke. Eventuell im Sommer ein Pool fiir die
Hunde.

Die Pflege der Wiese ibernimmt der Verein!
Weiteres Ziel ist es, sobald es finanzierbar fiir den Verein ist, eine
kleine Hiitte auf die Fldche zu stellen. Dort konnen dann vorhandene

Eigentumswerte des Vereins gesichert werden.

Eventuell besteht auch die Méglichkeit in Zukunft iiber eine
Lichtquelle zu reden.

Vor Ort soll kiinftig ein Erste Hilfe Set fiir Mensch wie Hund da sein.
Mit Notfallkontakten und Tierarztkontakten.

Die Kosten werden iiber den Verein und deren Mitglieder
tibernommen und durch Spenden.
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Stadtverwaltung Mainz | Dezernat IV | Postfach 3620 | 55026 Mainz

Herrn Ortsvorsteher

Landeshauptstadt
Mainz

Dezemat fiir Soziales, Kinder,
Jugend und Gesundheit

Postfach 3620
55026 Mainz

/B eigeordnete

Manfred LiPPOId Stadthaus, KreyBig-Fligel | 5. 0G

Ortsverwaltung Mainz-Bretzenheim KaiserstraBe 3-5

o Ansprechperson

tber Eva Knobloch
Tel.06131-123687

Amt 10 Fax06131-122890

eva.knobloch@stadt.mainz.de
www.mainz.de

Mainz,35. 06.2026

Auszug aus der Niederschrift der Sitzung des Ortsbeirates Mainz-Bretzenheim vom

29.04.2026
hier: Pkt. 16 — Mitteilungen und Verschiedenes

Sehr geehrter Herr Ortsvorsteher Lippold, sb.UoJ SLA{:&.J,

in Bezug auf die Riickfrage von Herrn Link in der o. g. Sitzung mdchte ich dartiiber informieren, dass
es sich bei den brennenden AuBenleuchten in der Kita Bretzenheim-Siid nach Offnungszeit der Ein-
richtung um die Bewegungsmelder fiir den Einbruchsschutz handelt. Diese reagieren seht empfind-

lich und gehen auch bei Windst6Ben immer wieder an.

Die Verwaltung pruft zur Zeit eine bessere Einstellung der Bewegungsmelder.

- Mit freundlichen Gruflen

Jara Schmoller

.? = 1A .7 :
f ' “A\ _? ( \¢ k ] ﬂr»
VA N AV
i0-Halptamt

Buslinien Rheinhessen Sparkasse
Hauptbahnhof: 9|50 |51 ]52|53|54|55]|56|57|58(59|60] IBAN: DE48 5535 0010 1800 0003 31
62]63|67]68|69|75]|76]|79|80(81|90|91|92|93|650]652]|660 Swift-Bic. MALADE51WOR

Information zur Verwendung
lhrer Daten:
www.mainz.de/dsgvo
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% Landeshauptstadt
Mainz

Stadtverwaltung Mainz | Dezernat V | Postfach 3820 | 55028 Mainz Beigeordnete

Janina Steinkrliger

Dezernat fiir Umwelt und Mobilitat
Alle Ortsbeirate Binailicch 3530

der Landeshauptstadt Mainz 55028 Mainz
Stadthaus Grofe Bleiche
Grofe Bleiche 46/ Lowenhofstrafie 1

Ansprechperson

Franziska Voigt

Tel. 06131 12-3400

Fax 06131 12-2053
franziska.voigt@stadt.mainz.de

Mainz, 18. August 2026

Mitteilung an Ortsbeirite zu Radnetz Mainz
hier: Ubetrfithrung des gemeinsam entwickelten Arbeitstandes in die politische Beschlussfas-
sung — Votlage 1181/2026

Sehr geehrte Ortsbeiratsmitglieder,

Die Verwaltung bringt das gesamtstadtische ,,Radnetz Mainz* nun zur Beschlussfassung in den Mobi-
litAtsausschuss und anschlieBend in den Stadtrat ein. Mit dem Beschluss soll ein tibergeordneter Ori-
entierungs- und Planungsrahmen fiir die weitere Entwicklung des Radverkehrs in Mainz geschaffen
werden.

Das Radnetz stellt die fiir den Radverkehr wichtigen Vetbindungen im gesamten Stadtgebiet zusam-
men und ordnet sie entsprechend ihrer jeweiligen Funktion und Bedeutung in Hauptnetz, Aufbaunetz
und Erginzungsnetz ein. Damit entsteht erstmals ein zusammenhingendes und stadtweit einheitli-
ches Netzkonzept. Der Beschluss legt jedoch weder konkrete Baumaf3nahmen noch bestimmte Fiih-
rungsformen wie Radwege, Radfahtstreifen oder FahrradstraBen fest. Welche Losung an einem be-
stimmten StraBenabschnitt geeignet und umsetzbar ist, wird erst im Rahmen der jeweiligen vertieften
Planung und unter Beriicksichtigung der értlichen Gegebenheiten sowie aller betroffenen Belange ge-
prift.

Der fiir die Beschlussfassung im Ausschuss fur Mobilitit vorgesehene Entwurf ist das Ergebnis eines
umfassenden Erarbeitungs- und Beteiligungsprozesses. Hierzu gehorten neben fachlichen und politi-
schen Abstimmungen insbesondete auch mehrere Beteiligungs- und Austauschformate mit den Orts-
beiriten und ihren Mitgliedern. Die zahlreichen Hinweise aus den Stadtteilen waren fiir die Erarbei-
tung ausgesprochen hilfreich. Sie wurden fachlich gepriift und haben an vielen Stellen zu Erginzun-
gen, Anpassungen oder einer verinderten Einordnung von Netzverbindungen gefiihrt. Auch die Er-
gebnisse weiterer Beteiligungsformate und der Biirgerbeteiligung sind in das Radnetz eingeflossen.

Buslinien Rheinhessen Sparkasse Information zur Verwendung lh-

BauhofstraBe/Landesmuseum: 6 | 28 |62 |64 | 65|68 |78 |79 |93 IBAN: DE48 5535 0010 1800 0003 31 rer Daten:
Neubrunnenplatz/Rémerpassage: 6 | 64 | 65| 78 Swift-Bic. MALADES 1WOR www.mainz.de/dsgvo



Da die Ortsbeirite damit bereits intensiv an der Erarbeitung beteiligt waren und die eingegangenen
Hinweise umfassend ausgewertet wurden, ist vor der Beschlussfassung keine erneute formale Befas-
sung der tangierten Ortsbeirite vorgesehen. Mit dieser Mitteilung soll gleichwohl transparent dariiber
informiert werden, dass der gemeinsam entwickelte Arbeitsstand nun in die politische Beschlussfas-
sung uberfithrt wird.

Der Netzbeschluss bildet die strategische Grundlage fiir die weitere Planung. Sobald aus dem Rad-
netz konkrete MaBnahmen fiir einzelne Strallen oder Stadtteile entwickelt werden, erfolgt die jeweils
erforderliche Priifung und Beteiligung erneut auf der Ebene des konkreten Vorhabens. Die zustindi-
gen Ortsbeirite werden dabei entsprechend einbezogen.

Das Radnetz ist zugleich ein wichtiger fachlicher Baustein des Mobilitatsplans Mainz. Es fiihrt die fiir
den Radverkehr eratbeiteten Grundlagen in den gesamtstidtischen Planungsprozess ein und ermog-
licht es, kiinftige MaBnahmen nicht mehr nur einzeln, sondern im Zusammenhang eines durchgingi-
gen und schlissigen Gesamtnetzes zu betrachten. ’

Mit freundlichen Gruflen

\J
Janina Steinkriiger



Landeshauptstadt
Beschlussvorlage Mainz
Drucksache Nr.
offentlich 1181/2026
Amt/Aktenzeichen Datum TOP
61/68 03.08.2026

Behandlung im Stadtvorstand gem. § 58 (3) S. 2i.V.m. 47 (1) S. 2 Nr. 1 GemO am 11.08.2026

Beratungsfolge Gremium Zustandigkeit Datum Status
Ausschuss fir Mobilitat Vorberatung 26.08.2026 o)
Stadtrat Entscheidung 09.09.2026 o)
Betreff:

Radnetz Mainz — Umsetzung des Stadtratsauftrags aus dem Anderungsantrag 1068/2018/1
hier: Beschluss des gesamtstddtischen Routennetzes mit drei Netzebenen und Erledigung des
Antrags

Mainz, 05. August 2026
gez. Steinkriiger

Janina Steinkriiger
Beigeordnete

Mainz, 14. August 2026
LV.

Daniel Kébler
Biirgermeister

Nino Haase
Oberbiirgermeister

Beschlussvorschlag:

1. Das als Anlage 1 beigefiigte Radnetz Mainz mit den drei funktionalen Netzebenen
Hauptnetz, Aufbaunetz und Erganzungsnetz wird als strategisches, gesamtstadtisches
Netzkonzept flir den Radverkehr beschlossen.

2. Das Radnetz ist bei kiinftigen stadtischen Verkehrs-, StraRenraum- und Stadtentwick-
lungsplanungen als fachliche Planungsgrundlage zu bericksichtigen und in den Mobili-
tatsplan Mainz einzubinden. Der Beschluss legt keine konkrete Flihrungsform, keinen
Ausbaustandard und keine EinzelmalRinahme fest. Er ersetzt nicht die fiir Einzelvorha-
ben erforderlichen Planungen, Abwagungen, Beteiligungen, Genehmigungen, verkehrs-



rechtlichen Anordnungen sowie gesonderten politischen und haushalterischen Ent-
scheidungen.

. Die Verwaltung wird beauftragt, die Verbindungen des Radnetzes schrittweise zu kon-
kretisieren und im Rahmen der verfligbaren personellen und finanziellen Ressourcen
umzusetzen. Dabei sind insbesondere Verkehrssicherheit, Lickenschllisse, Nachfrage
und Netzwirkung, Umsetzbarkeit, Synergien mit anderen Vorhaben sowie Fordermdog-
lichkeiten zu berlcksichtigen.

. Das Radnetz ist bei wesentlichen Anderungen der verkehrlichen oder stidtebaulichen
Rahmenbedingungen bedarfsgerecht fortzuschreiben. Wesentliche Anderungen am
Hauptnetz sind den zustdndigen stadtischen Gremien vorzulegen.

. Der Stadtrat stellt fest, dass die Verwaltung mit der Durchfiihrung des BYPAD-
Verfahrens, dem Beschluss der daraus entwickelten 3x11 Ziele zum FuB- und Radver-
kehr und der Vorlage des Radnetzes Mainz den strategischen Auftrag aus dem gemein-
samen Anderungsantrag 1068/2018/1 umgesetzt hat. Zugleich ist der mit der Be-
schlussvorlage 0576/2022 erteilte Auftrag zur Erstellung des Radnetzes abgeschlossen.
Der Anderungsantrag 1068/2018/1 wird damit fiir erledigt erklart.
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Sachverhalt

1. Sachverhalt

Mit dem gemeinsamen Anderungsantrag 1068/2018/1 zur ,Zukunft des Fahrradverkehrs in
Mainz“ beauftragte der Stadtrat die Verwaltung im Jahr 2018, die rechtlichen und fachlichen
Grundlagen unterschiedlicher Radverkehrsfiihrungen erneut im Runden Tisch Radverkehr zu
erlautern und ein BYPAD-Verfahren (Bicycle Policy Audit) unter Mitwirkung von Verwaltung,
Politik und Verbanden sowie mit externer Begleitung durchzufiihren. Ziel war es, auf Grund-
lage einer strukturierten Bestandsaufnahme breit getragene Handlungsschwerpunkte fir die
kiinftige Radverkehrsforderung zu entwickeln.

Der Anderungsantrag stellte zugleich klar, dass eine generelle Festlegung auf eine einzige Art
von Radverkehrsinfrastruktur weder Uberall rechtlich und raumlich méglich noch aus Griin-
den der Verkehrssicherheit sinnvoll ist. Diese fachliche Grundannahme pragt auch das nun
vorliegende Radnetz: Zunachst werden Bedeutung und Funktion der Verbindungen im ge-
samtstadtischen Netz bestimmt; die jeweils geeignete Flihrungsform wird erst in der vertief-
ten Planung unter Berlcksichtigung der ortlichen Rahmenbedingungen festgelegt.

Mit der Beschlussvorlage 0576/2022 konkretisierte der Stadtrat den strategischen Auftrag
und beauftragte die Verkehrsverwaltung ausdricklich mit der Erstellung eines Radnetzes
Mainz. Das Radnetz sollte vorhandene und geplante Ansatze in einer integrierten Ge-
samtstruktur zusammenfiihren, den Mainzer Mapathon einbeziehen und gemeinsam mit
dem BYPAD-Audit sowie einer umfassenden Beteiligung erarbeitet werden. Seit Ende 2023
wurden beide Bausteine unter dem Dach des Projekts ,Radkonsens Mainz“ bearbeitet.

Am 4. Februar 2026 beschloss der Stadtrat mit der Vorlage 1900/2025/1 die im BYPAD-
Prozess entwickelten 3x11 Ziele zum Ful3- und Radverkehr. Zu den radverkehrsspezifischen
Zielen gehoren die Entwicklung eines Radnetzes mit drei Netzebenen bis 2026 und dessen
schrittweise Umsetzung. Das Netz soll alle stadt- und stadtteilrelevanten Quellen und Ziele
verbinden, regionale Pendelbeziehungen berilicksichtigen und unter intensiver Beteiligung
der Bevolkerung sowie unter Einbeziehung des Mainzer Mapathon entwickelt werden.

Die Mobilitatsbefragung 2023 unterstreicht die Bedeutung des Radverkehrs fir die Mainzer
Alltagsmobilitat. Ausgewertet wurden 2.884 Haushaltsfragebogen mit Angaben von 6.266
Personen. Bezogen auf alle Wege der Mainzer Bevolkerung betragt der Radverkehrsanteil 26
Prozent; 2019 waren es 21 Prozent. Bei Wegen, deren Start und Ziel innerhalb des Mainzer
Stadtgebiets liegen, werden 31 Prozent mit dem Fahrrad zuriickgelegt. 77 Prozent der Haus-
halte verfligen Gber mindestens ein Fahrrad.

Gleichzeitig zeigt das BYPAD-Audit weiterhin strukturellen Handlungsbedarf. Die Radverkehrs-
forderung der Stadt Mainz erreichte in der gewichteten Gesamtbewertung 2,24 Punkte und
damit die Entwicklungsstufe 2 (,isolierter Ansatz“). Als zentrale Liicke wurde benannt, dass
trotz vieler befahrbarer Verbindungen und umgesetzter EinzelmaRBnahmen bislang kein zu-
sammenhangendes und im Stadtbild wahrnehmbares Radverkehrsnetz erkennbar ist. Das
Radnetz Mainz schliel3t diese strategische Liicke.

Das Radnetz ist ein gesamtstadtischer Orientierungs- und Planungsrahmen. Es ordnet die
Verbindungen nach ihrer funktionalen Bedeutung und macht sichtbar, wo der Radverkehr
kiinftig besonders leistungsfahig, durchgangig und sicher gefiihrt werden soll. Es ist dagegen
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kein Bauprogramm und keine Vorfestlegung auf eine bestimmte Flihrungsform wie Fahr-
radstralle, Radfahrstreifen oder baulich getrennter Radweg. Der Netzbeschluss begriindet
keine unmittelbaren Baurechte oder Baupflichten und entfaltet keine unmittelbare Aullen-
wirkung gegenuiber Dritten.

Die konkrete Ausgestaltung jeder Verbindung bleibt einer vertieften Planung vorbehalten.
Dabei sind die ortlichen Gegebenheiten, die Belange des FuRverkehrs und der Barrierefrei-
heit, des offentlichen Verkehrs, des motorisierten Individual- und Wirtschaftsverkehrs, der
Stadtentwicklung, des Klima- und Umweltschutzes sowie die jeweils geltenden technischen
Regelwerke und rechtlichen Anforderungen zu beriicksichtigen.

2. Losung

Die vorliegende Losung ist das Ergebnis eines mehrjahrigen, aufeinander aufbauenden Ar-
beitsprozesses. Der Auftrag von 2018 zielte zunachst auf eine fachlich fundierte und zwischen
Verwaltung, Politik und Interessenvertretungen abgestimmte Gesamtstrategie. Der Beschluss
von 2022 Uberflihrte diesen strategischen Ansatz in einen konkreten Planungsauftrag: Fiir das
gesamte Stadtgebiet sollte ein zusammenhangendes Routengeriist entwickelt werden, das
nicht bei Einzelmallnahmen stehen bleibt, sondern Quellen und Ziele, Stadtteile, regionale
Anschlisse, Knotenpunkte und die Verknipfung mit anderen Verkehrsmitteln systematisch
zusammendenkt.

Im Jahr 2023 wurden Vergabe und Projektaufbau vorbereitet. Nach Abschluss der Ausschrei-
bung im Winter 2023/2024 erarbeiteten Ramboll und Mobycon das Radnetz; das BYPAD-
Verfahren wurde durch PGV-Alrutz begleitet. Die Verwaltung koordinierte beide Bausteine
und fihrte sie im Radkonsens Mainz zusammen. Die parallele Bearbeitung war bewusst ge-
wahlt: Das BYPAD untersuchte Strukturen, Starken und Schwachen der Mainzer Rad- und
FuBverkehrspolitik und leitete daraus Ziele und Handlungsschwerpunkte ab. Das Radnetz
Ubersetzt den raumlichen Teil dieses strategischen Anspruchs in ein gesamtstadtisches Rou-
tengerust.

Der Prozess wurde nicht als einmalige zeichnerische Netzfestlegung, sondern als schrittweise
fachliche Verdichtung organisiert. Auf einen datenbasierten ersten Netzentwurf folgten der
Austausch mit Fachstellen und Verbanden, offentliche Beteiligungen, Online-Beteiligungen,
die Auswertung und rdumliche Biindelung der Hinweise, Netzbefahrungen sowie wiederholte
fachliche Priifungen und Uberarbeitungen. Dadurch konnten sowohl gesamtstidtische Ver-
kehrsbeziehungen als auch lokales Wissen und konkrete Hinweise aus den Stadtteilen be-
ricksichtigt werden.

Ausgangspunkt der Netzplanung war nicht die Frage, wo bereits Radwege vorhanden sind. Ein
ausschlieRBlich am Bestand orientiertes Vorgehen wiirde bestehende Liicken und unzu-
reichende Verbindungen fortschreiben. Untersucht wurde deshalb zunachst, zwischen wel-
chen Quellen und Zielen heute und kiinftig relevante Radverkehrsbeziehungen bestehen und
Uber welche Korridore diese moglichst direkt, sicher und zusammenhangend geflihrt werden
konnen. Erst anschliefend wurde dieser fachliche Wunschlinien- und Korridoransatz mit dem
vorhandenen StraBen- und Wegenetz, bestehenden Planungen und den o6rtlichen Gegeben-
heiten abgeglichen.
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Die Methodik verbindet damit nachfragebezogene Daten, raumliche Potenziale, vorhandene
Planungen, Ortskenntnis und Hinweise aus der Beteiligung. Wesentliche Grundlagen waren:

e die aus der Mobilitatsbefragung 2023 abgeleitete Radverkehrsnachfrage und ihre Um-
legung in einem Verkehrsmodell mit 401 Verkehrszellen im Mainzer Stadtgebiet und
239 Zellen im Umland,

e der Abgleich der modellierten Nachfrage mit den Routen des Mainzer Mapathon, Da-
ten aus dem Stadtradeln, Radverkehrszahlungen sowie bestehenden und bereits ge-
planten MaRnahmen,

e die Einbeziehung der Einwohnerdichte, wichtiger Quellen und Ziele, kiinftiger Stadt-
entwicklungsgebiete sowie der regionalen Anschliisse und Pendelbeziehungen,

e die Bertuicksichtigung der Topografie mit dem Ziel, unnoétige Steigungen moglichst zu
vermeiden, sowie

e Netzbefahrungen und die fachliche Plausibilisierung der Strecken im Bestand.

Die unterschiedlichen Grundlagen wurden nicht schematisch addiert, sondern fachlich ge-
geneinander geprift. Eine heute stark genutzte Strecke konnte ebenso bedeutsam sein wie
eine Verbindung, die aufgrund fehlender oder unattraktiver Infrastruktur bislang nur wenig
genutzt wird, aber ein hohes Verlagerungs- oder ErschlieBungspotenzial besitzt. Auf diese
Weise bildet das Netz sowohl die heutige Nachfrage als auch die angestrebte Entwicklung der
Stadt ab. Die Aufnahme einer Verbindung in das Radnetz ersetzt jedoch nicht die spatere Pri-
fung ihrer technischen, verkehrlichen, rechtlichen und wirtschaftlichen Machbarkeit im Ein-
zelfall.

Beteiligung

Zu Beginn des fachlichen Prozesses fand im April 2024 ein Austausch mit Fachstellen, den be-
auftragten Blros und Verbanden statt. Die offentliche Beteiligung umfasste vier Formate:
zwei Prasenzveranstaltungen am 25. September 2024 im Birgerhaus Hechtsheim mit knapp
200 Teilnehmer:innen und am 16. September 2025 im LEIZA mit knapp 300 Teilnehmer:innen
sowie jeweils anschlieBende Online-Beteiligungen.

Die Teilnehmenden konnten Strecken erganzen, eine Hoher- oder Herabstufung vorschlagen
und die Entfernung einzelner Verbindungen anregen. Die eingegangenen Linien wurden we-
gen ihrer unterschiedlichen Lange und Genauigkeit zunachst raumlich geblindelt. Aus den
Bereichen mit besonders hoher Vorschlagsdichte wurden 21 Fokusbereiche abgeleitet und
einzeln fachlich geprift. Dabei wurden unter anderem Direktheit, Anbindung von Quellen
und Zielen, Topografie, Schutzbelange, Netzdichte, vorhandene und geplante Verbindungen
sowie die grundsatzliche Umsetzbarkeit betrachtet.

Hinweise aus der Beteiligung wurden damit weder ungeprift Glbernommen noch lediglich
dokumentiert. Sie wurden angenommen, angepasst oder nach fachlicher Prifung verworfen.
So entstand in mehreren Uberarbeitungsschleifen ein Netz, das die Kenntnisse und Bediirf-
nisse der Stadtgesellschaft aufnimmt und zugleich die fiir ein belastbares gesamtstadtisches
Planwerk erforderliche fachliche Konsistenz wahrt.
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Ergebnis und Bedeutung der drei Netzebenen

Das Radnetz Mainz bildet ein durchgehendes, hierarchisch gegliedertes Routengerist fir das
gesamte Stadtgebiet und die wesentlichen Anschlisse in das Umland. Die drei Netzebenen
beschreiben die funktionale Bedeutung einer Verbindung:

e Hauptnetz: wichtigste, direkte und leistungsfahige Achsen mit erwartbar hoher Nut-
zung und herausragender Verbindungsfunktion. Diese Verbindungen erhalten bei kiinf-
tigen Planungen ein entsprechend hohes Gewicht; Komfort, Sicherheit, Durchgdngig-
keit und ein moglichst flissiger Verkehrsablauf stehen besonders im Fokus.

e Aufbaunetz: wichtige Querverbindungen und Alternativen, die das Hauptnetz ergan-
zen, Stadtteile miteinander verkniipfen und eine hohe Erreichbarkeit gewahrleisten.

e Ergdnzungsnetz: Verbindungen zur FeinerschlieBung der Stadtteile und Quartiere. Sie
binden lokale Quellen und Ziele an und fiihren méglichst direkt zum Haupt- und Auf-
baunetz.

Alle drei Ebenen sind fir ein funktionsfahiges Gesamtnetz erforderlich. Das Hauptnetz bildet
das Riickgrat; Aufbau- und Erganzungsnetz sichern Querverbindungen, Alternativen und die
flachige Erreichbarkeit. Eine niedriger eingestufte Verbindung ist deshalb nicht entbehrlich.
Umgekehrt bedeutet die Zuordnung zum Hauptnetz, dass die Verbindung im gesamtstadti-
schen Zusammenhang ein besonders hohes planerisches Gewicht und einen entsprechend
hohen Anspruch an Sicherheit, Direktheit, Durchgangigkeit und Komfort besitzt.

Die Netzkategorien beschreiben die Funktion einer Verbindung im Zielnetz. Sie sind bewusst
von der konkreten Infrastrukturplanung und der zeitlichen Umsetzung getrennt. Insbesonde-
re bedeuten sie nicht:

¢ keine Bewertung des heutigen Ausbauzustands: Eine Hauptnetzverbindung kann heu-
te noch erhebliche Mangel aufweisen. Gerade ihre hohe Netzbedeutung macht den
Handlungsbedarf sichtbar.

e keine Vorfestlegung auf eine Filhrungsform: Aus der Kategorie folgt weder automa-
tisch ein baulich getrennter Radweg noch ein Radfahrstreifen, eine Fahrradstrale oder
der Ausschluss anderer Verkehrsarten. Die geeignete Losung hangt vom Stralenraum,
den Nutzungsanspriichen,den rechtlichen sowie technischen Rahmenbedingungen und
dem zum Planungs- bzw. Umsetzungszeitpunkt vorherrschenden Zustand ab.

e keine starre Bau- oder Zeitprioritat: Die Netzebene allein entscheidet nicht tber die
Reihenfolge der Umsetzung. Sicherheitsrelevante, kurzfristig realisierbare oder mit an-
deren Bauvorhaben verkniipfte Malinahmen im Aufbau- oder Erganzungsnetz kdnnen
vor langfristig aufwendigen Mallnahmen im Hauptnetz umgesetzt werden.

e keine parzellenscharfe Trassen- oder Genehmigungsentscheidung: Der Netzplan be-
stimmt den erforderlichen Verbindungskorridor. Varianten, genaue Lage, Knotenpunkt-
gestaltung, Flachenverfligbarkeit und Genehmigungsfragen werden erst in den nach-
folgenden Planungsstufen geklart.

o keine Aussage, dass auBBerhalb des Netzes nicht Rad gefahren oder nichts verbessert
werden darf: Das Radnetz kennzeichnet die fir das gesamtstadtische Routengeriist be-
sonders relevanten Verbindungen. Lokale Verbesserungen, Verkehrssicherheitsmal3-
nahmen und die allgemeine Nutzbarkeit weiterer StralRen bleiben davon unberihrt.
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Mit dem Radnetz werden zwei Planungsebenen sauber getrennt: Auf der strategischen Ebene
wird beantwortet, wo eine durchgangige Verbindung bendtigt wird und welche Funktion sie
im Gesamtnetz ibernimmt. Auf der Projektebene wird anschlieend entschieden, wie diese
Funktion unter den konkreten ortlichen Bedingungen am besten erfiillt werden kann. Wiir-
den bereits mit dem Netzbeschluss fir jede Strecke Querschnitt, Fiihrungsform, Flachenauf-
teilung und Umsetzungszeitpunkt festgelegt, miissten Detailentscheidungen ohne die dafir
notwendigen Untersuchungen getroffen werden. Das Netz wiirde Uberfrachtet, unnétig starr
und bei veranderten Rahmenbedingungen schnell tGiberholt.

Die funktionale Kategorisierung schafft dagegen eine langfristig belastbare Orientierung und
halt zugleich unterschiedliche, standortgerechte Losungen offen. Sie macht Planungsanspri-
che transparent, ermdglicht eine nachvollziehbare Bewertung von Netzliicken und unter-
stitzt die Abstimmung verschiedener Vorhaben. Zugleich bleibt das System lernfahig: Veran-
dern neue Quartiere, Stralenbahnplanungen, Nachfragebeziehungen oder andere Rahmen-
bedingungen die Bedeutung einer Verbindung, kann sie fachlich auf- oder abgestuft werden,
ohne das Grundprinzip des Gesamtnetzes aufzugeben.

Auch die Mallnahmenpriorisierung wird dadurch sachgerechter. Sie kann neben der Netzbe-
deutung weitere entscheidende Kriterien berticksichtigen, insbesondere Verkehrssicherheit,
Lickenschluss und Netzwirkung, Planungs- und Baureife, Zustand der vorhandenen Infra-
struktur, Umsetzbarkeit, Synergien mit ohnehin anstehenden Vorhaben, verfligbare personel-
le und finanzielle Ressourcen sowie Fordermoglichkeiten. So kdnnen kurzfristig wirksame
Verbesserungen realisiert werden, wahrend komplexere Hauptnetzvorhaben systematisch
vorbereitet werden.

Der ebenfalls im Auftrag des Stadtrates in Erarbeitung befindliche Mobilitatsplan Mainz
(Sustainable Urban Mobility Plan — SUMP) und das Radnetz sind keine konkurrierenden oder
doppelten Planwerke. Sie erfiillen unterschiedliche, aufeinander bezogene Aufgaben. Der
Mobilitatsplan ist der integrierte strategische Rahmen fiir das gesamte Verkehrssystem. Er
flhrt die fachlichen Grundlagen der einzelnen Verkehrsarten und Querschnittsthemen zu-
sammen, bewertet ihre Wechselwirkungen und entwickelt daraus verkehrstrageribergrei-
fende Ziele, Szenarien und MalRnahmen.

Damit der Radverkehr in diesem integrierten Prozess gleichwertig und fachlich belastbar be-
ricksichtigt werden kann, benétigt er eine eigene raumliche Grundlage. Diese liefert das
Radnetz. Es beschreibt, welche Verbindungen fiir den Radverkehr gesamtstadtisch und regio-
nal erforderlich sind, welche Funktion sie Gibernehmen und wo Liicken, Verknlipfungsbedarfe
und besondere Potenziale liegen. Ohne diese Vorarbeit musste die radverkehrliche Netzlogik
erst innerhalb des Mobilitatsplans neu entwickelt werden. Dies wiirde den Ulbergreifenden
Planungsprozess mit einer verkehrsartspezifischen Detailaufgabe belasten und die systemati-
sche Abwagung erschweren.

Umgekehrt nimmt das Radnetz die Ergebnisse des Mobilitdatsplans nicht vorweg. Gerade weil
es noch keine konkrete Fiihrungsform, Flachenaufteilung oder Umsetzungsreihenfolge fest-
legt, kann es ergebnisoffen mit den Anforderungen des FuBverkehrs, des 6ffentlichen Ver-
kehrs, des motorisierten Individual- und Wirtschaftsverkehrs, der Stadtentwicklung sowie des
Klima- und Umweltschutzes abgeglichen werden. Das Radnetz beantwortet damit die Frage,
wo und mit welcher Bedeutung Radverkehrsverbindungen bendétigt werden; der Mobilitats-

Seite 8 von 10



plan ordnet diese Anforderungen in das gesamte Verkehrssystem und die raumliche Entwick-
lung der Stadt ein.

Diese Arbeitsteilung ist fachlich und wirtschaftlich sinnvoll: Sie vermeidet Doppelarbeit, ver-
bessert die Qualitat der verkehrstrageriibergreifenden Abwagung und ermdoglicht, Schnittstel-
len friihzeitig zu erkennen. Dazu gehoren insbesondere die Verkniipfung mit Straenbahn
und Bus an wichtigen Haltestellen, Anschliisse an regionale Verbindungen, Anforderungen
aus neuen Stadtquartieren, die Lage hochwertiger Fahrradabstellanlagen und Wegweisungs-
routen sowie Synergien mit Strallen-, Kanal-, Leitungs- und Unterhaltungsmalinahmen. Das
Radnetz ist damit der verkehrsartspezifische Beitrag des Radverkehrs zum Mobilitatsplan und
zugleich eine wesentliche Grundlage fiir dessen weitere MaBnahmenentwicklung.

Anwendung, Verzahnung und Fortschreibung

Das beschlossene Radnetz dient kiinftig als fachliche Planungsgrundlage bei Straflen- und
Knotenpunktplanungen, Gebietsentwicklungen, Bauleitplanverfahren, dem Straenbahnaus-
bau, der Verknlipfung von Rad und 6ffentlichem Verkehr sowie bei der Weiterentwicklung
von Fahrradparken und Radwegweisung. Dadurch kénnen Netzliicken frihzeitig erkannt, Pla-
nungen verschiedener Vorhabentrager besser aufeinander abgestimmt und Synergien bei
anstehenden Bau- und UnterhaltungsmaRnahmen genutzt werden.

Die im Radnetz dargestellten Verbindungen werden im Mobilitatsplan als fachlicher Belang
des Radverkehrs berlicksichtigt. Die integrierte Abwagung im Mobilitdatsplan und die ergeb-
nisoffene Konkretisierung im jeweiligen Einzelprojekt bleiben erhalten. Das Radnetz schafft
dafir einen nachvollziehbaren Bezugsrahmen, ohne die erforderlichen politischen, planeri-
schen und rechtlichen Entscheidungen der nachfolgenden Stufen zu ersetzen.

Ein beschlossenes Netzkonzept verbessert zudem die Voraussetzungen fiir die Einwerbung
von Fordermitteln. Beim bis 2030 verstetigten Sonderprogramm ,Stadt und Land” ist fiir ge-
forderte Investitionen unter anderem erforderlich, dass die Planung im Rahmen eines inte-
grierten Verkehrskonzepts oder mindestens eines Radverkehrskonzepts beziehungsweise
Radnetzes erfolgt. Die Forderfahigkeit bleibt dennoch fiir jede EinzelmaBnahme anhand der
jeweils geltenden Programmbedingungen gesondert nachzuweisen.

Das Radnetz ist als lernendes Planwerk angelegt. Neue Stadtquartiere, veranderte Verkehrs-
beziehungen, konkrete Projekterkenntnisse oder Ubergeordnete Planungen kénnen Anpas-
sungen einzelner Verbindungen oder Netzebenen erforderlich machen. Redaktionelle und
kleinrdumige Konkretisierungen erfolgen im Rahmen der laufenden Fachplanung; wesentliche
Anderungen am Hauptnetz werden den zustindigen stadtischen Gremien vorgelegt. Die Me-
thodik und das Ergebnis werden im Ausschuss fiir Mobilitat durch das Fachbiiro vorgestellt.

3. Alternativen

Radverkehrsmallnahmen wiirden weiterhin nur lickenhaft umgesetzt werden kénnen, ohne
gesamtstadtischen Bezugsrahmen. Die Netzfunktion kénnte nicht einheitlich bewertet und
Zielkonflikte nicht frihzeitig erkannt werden. Synergien wirden versaumt, Mallnahmen ver-
schiedener Planungen aufeinander abzustimmen und Prioritaten nachvollziehbar herzuleiten.
Auch die Begriindung von Foérderantragen ware erschwert bis verunmaoglicht.
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4. Kosten/Finanzierung

Durch den Beschluss des Radnetzes entstehen keine unmittelbaren zusatzlichen Investitions-
oder Baukosten.

Kosten entstehen erst durch die Planung und Umsetzung konkreter EinzelmaRnahmen. Diese
werden abhadngig von Prioritat, Planungsstand und verfligbaren Ressourcen schrittweise ent-
wickelt, gesondert kalkuliert und im stadtischen Haushalt angemeldet und den Gremien vor-
gestellt. Fordermdglichkeiten von Bund, Land und weiteren Zuwendungsgebern werden je-
weils geprift und soweit moglich genutzt. Eine belastbare Gesamtkostenschatzung oder ein
verbindlicher Zeitraum fiir die vollstandige Umsetzung lassen sich aus dem strategischen
Netzbeschluss nicht ableiten.

5. Analyse und Bewertung geschlechtsspezifischer Folgen

Auf der Ebene des strategischen Netzbeschlusses entstehen keine unmittelbaren ge-
schlechtsspezifischen Nachteile.

6. Auswirkungen auf den Klimaschutz

Der Beschluss des Radnetzes schafft die strategische Grundlage fiir ein attraktiveres und leis-
tungsfahigeres Angebot im Radverkehr. Die spatere Umsetzung geeigneter MalBnahmen un-
terstitzt die Verlagerung von Wegen vom motorisierten Individualverkehr auf den Umwelt-
verbund und tragt damit zur Reduzierung verkehrsbedingter Treibhausgas-, Luftschadstoff-
und Larmemissionen bei. Das Vorhaben unterstitzt insbesondere das im Rahmen der 3x11
Ziele beschlossene Ziel, bis 2035 einen Anteil des Umweltverbundes von 80 Prozent zu errei-
chen.

Aus dem Netzbeschluss allein ergibt sich noch keine quantifizierbare Emissionsminderung.
Die konkrete Klimawirkung entsteht erst mit Umsetzung und Nutzung der EinzelmalBnahmen
und soll, soweit sinnvoll, im Monitoring zum Mobilitdatsplan und zu den 3x11 Zielen erfasst
werden.

Anlagen:

e Anlage 1: Radnetz Mainz — Gesamtplan

Finanzierung

Seite 10 von 10



Ebersheim A



10 25 04/1

Sitzungstermine 2027

O 10.3

OBR MZ-Bretzenheim Stadtrat
19.00 Uhr 15.00 Uhr

27.01. 03.02.

10.03. 17.03.

28.04. 05.05.

09.06. 16.06.

22.09. 29.00.

17.11. 24.11.




	Sitzungsdokumente
	Einladung - öffentlich

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  3 Verkehrssicherheit in Mainz-Bretzenheim (CDU)
	Anfrage 1239/2026  1239/2026

	TOP Ö  4 Weitere Vorgehensweise und Zeitplan zum „Alten Rathaus“ (CDU)
	Anfrage 1335/2026  1335/2026

	TOP Ö  5 Möglichkeiten zur Einrichtung eines „Pumptracks“ in Mainz-Bretzenheim (CDU)
	Anfrage 1337/2026  1337/2026

	TOP Ö  6 Sachstand Wilhelm-Quetsch Straße (GRÜNE)
	Anfrage 1359/2026  1359/2026

	TOP Ö  7.1 Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit an der Haltestelle St. Bernhard/Hans-Böckler-Straße
	Antwort auf Anfrage (Ortsbeiräte)  0030/2026

	TOP Ö  7.3 Bekämpfung von Ratten und Ungeziefer in Mainz-Bretzenheim (CDU)
	Antwort auf Anfrage (Ortsbeiräte)  0686/2026

	TOP Ö  7.4 Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit an der Kreuzung Albert-Stohr-Straße mit Albanusstraße und Hochstraße (CDU)
	Antwort auf Anfrage (Ortsbeiräte)  0688/2026

	TOP Ö  7.5 Digitaler gemeinsamer Speicher für den Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim (CDU)
	Antwort auf Anfrage (Ortsbeiräte)  0924/2026

	TOP Ö  7.6 Aufwertung des Spielplatzes am Josef-Traxel-Weg (CDU)
	Antwort auf Anfrage (Ortsbeiräte)  0925/2026

	TOP Ö  7.7 Errichtung überdachter Haltestellen: „Gutenberg-Center Ost“ (CDU)
	Antwort auf Anfrage (Ortsbeiräte)  0926/2026

	TOP Ö  7.8 Ausbreitung des „Götterbaums“ (Ailanthus altissima) in Bretzenheim (CDU)
	Antwort auf Anfrage (Ortsbeiräte)  0936/2026

	TOP Ö  7.9 Bretzenheimer Ampelmännchen (GRÜNE)
	Antwort auf Anfrage (Ortsbeiräte)  0938/2026

	TOP Ö  7.10 Gehwegbefahrung Draiser Straße (SPD)
	Antwort auf Anfrage (Ortsbeiräte)  0942/2026

	TOP Ö  7.11 erg. Antwort auf Anfrage 0022/2026 der GRÜNEN
	Schreiben Dez. IV vom 24.06.2026  

	TOP Ö  8.1 Sachstandsbericht zu Antrag 0912/2025 (Linke, Grüne, FW) aus dem Ortsbeirat Mainz-Bretzenheim; hier: Barrierefreie Ortsverwaltung
	Beschlussvorlage (Ausschüsse)  1200/2026

	TOP Ö  8.2 Erg. Sachstandsbericht zu Antrag 0150/2025 der FW im OBR Mz.-Bretzenheim
	Schreiben Dez. V vom 06.07.2026  

	TOP Ö  9.1 Grundstücksangelegenheit;
	Beschlussvorlage  1157/2026

	TOP Ö  9.2 Grundstücksangelegenheit;
	Beschlussvorlage  1234/2026
	Lageplan  1234/2026
	Nutzungskonzept  1234/2026

	TOP Ö  10.1 Rückmeldung der Verwaltung
	Schreiben Dez. IV vom 25.06.2026  

	TOP Ö  10.2 Beschlussvorlage Radnetz Mainz
	Beschlussvorlage 1181_2026 Radnetz Mainz  

	TOP Ö  10.3 Sitzungstermine 2027
	Sitzungstermine Bre 2027  



